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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 2. Mai 1998 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Ungarn 

über Soziale Sicherheit 


A. Zielsetzung 

Durch das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung soll im 
Bereich der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ungarn der soziale 
Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen insbesondere für den 
Fall, daß sie sich im anderen Staat aufhalten, sichergestellt und koor- 
diniert werden. 


B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten insbesondere von Einwohnern beider 
Staaten in bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über 
Soziale Sicherheit im Rahmen seines sachlichen Geltungsbereichs. Es 
enthält die Grundsätze der Gleichbehandlung der beiderseitigen 
Staatsangehörigen und der uneingeschränkten Leistungserbringung 
bei Aufenthalt der betroffenen Personen im anderen Vertragsstaat. Im 
Bereich der Kranken- und Unfallversicherung ist grundsätzlich vorge- 
sehen, daß den Versicherten - unter anderem auch Touristen - beim 
Aufenthalt im anderen Vertragsstaat Sachleistungen aushilfsweise 
vom dortigen Träger der Kranken- bzw. Unfallversicherung erbracht 
werden. Ferner sind in der deutschen und der ungarischen Renten- 
versicherung zurückgelegte Versicherungszeiten zusammenzurech- 
nen, soweit dies für die Erfüllung des Leistungsanspruchs erforderlich 
ist. 

Mit dem vorliegenden Entwurf des Vertragsgesetzes sollen die Über- 
einkünfte die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erfor- 
derliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erhalten. 


C. Alternativen 


Keine 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für 
den Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Aus- 
wirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsvollzug. 

E. Sonstige Kosten (z.B. Kosten für die Wirtschaft, Kosten für 
soziale Sicherungssysteme) 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für 
die deutschen Sozialversicherungsträger ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen 
betroffenen Personen nicht entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

042 (311) -806 06 -Ab 47/99 Bonn, den 7. Mai 1999 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 2. Mai 1998 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ungarn über Soziale 
Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 737. Sitzung am 30. April 1999 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Gerhard Schröder 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 2. Mai 1998 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Ungarn 
über Soziale Sicherheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Folgenden in Budapest am 2. Mai 1998 Unterzeichneten zwischenstaatlichen 
Übereinkünften wird zugestimmt: 

1. dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Ungarn über Soziale Sicherheit, 

2. der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens vom 2. Mai 1998 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ungarn über 
Soziale Sicherheit. 

Das Abkommen und die Durchführungsverbeinbarung werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Ergeben sich aus der Durchführung des Abkommens und der Vereinbarung 
zur Durchführung des Abkommens für einzelne Träger der Krankenversiche- 
rung außergewöhnliche Belastungen, so können diese ganz oder teilweise aus- 
geglichen werden. Über den Ausgleich entscheidet auf Antrag die Deutsche 
Verbindungsstelle Krankenversicherung-Ausland im Einvernehmen mit den 
Spitzenverbänden der Krankenkassen. Die zur Durchführung des Ausgleichs 
erforderlichen Mittel werden durch Umlage auf alle Träger der Kranken- 
versicherung im Verhältnis der durchschnittlichen Mitgliederzahl des Vorjahres 
aufgebracht. 


Artikel 3 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens in 
Kraft zu setzen oder in Ermangelung solcher Vereinbarungen das Nähere zu 
regeln. Die Vereinbarungen können auch Änderungen der in Artikel 1 Nr. 2 
genannten Durchführungsvereinbarung vorsehen. Dabei können zur Anwen- 
dung und Durchführung des Abkommens insbesondere über folgende Gegen- 
stände Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den in Artikel 28 Abs. 1 des Abkommens genannten 
Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. das Verfahren beim Erbringen von Geld- und Sachleistungen, 

4. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in Artikel 28 Abs. 1 
des Abkommens genannter Stellen, 

5. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszeiten nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Abkommen nach seinem Artikel 42 Abs. 2 und die 
Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 13 Abs. 1 
in Kraft treten, sind im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sich die Über- 
einkünfte auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs.1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit den Übereinkünften 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung gibt die Ermächtigung, im Vergleich zu anderen Trägern der 
Krankenversicherung außergewöhnliche Belastungen einer Krankenkasse aus- 
zugleichen, die durch das Abkommen entstehen können, z.B. Belastungen mit 
nicht erstattungsfähigen Verwaltungskosten für die Betreuung von Versicherten 
der ungarischen Krankenversicherung in der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Entscheidung der Deutschen Verbindungsstelle Krankenversicherung-Ausland 
unterliegt gegebenenfalls der Nachprüfung durch die Gerichte der Sozialge- 
richtsbarkeit. 

Zu Artikel 3 

Mit dieser Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem 
Wege der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkom- 
mens zu tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungs- 
vereinbarungen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um 
andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 42 
Abs. 2 und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Arti- 
kel 13 Abs. 1 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich nicht nennenswerte 
mittelbare finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für die deut- 
schen Sozialversicherungsträger ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu erwarten, da 
Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen betroffenen Personen nicht 
entstehen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Ungarn 
über Soziale Sicherheit 

Egyezmeny 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
es a Magyar Köztärsasäg 
között a szociälis biztonsägröl 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Ungarn - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit zu regeln - 

sind wie folgt übereingekommen: 


A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
es a 

Magyar Köztärsasäg 

azon kfvänsäguktöl vezerelve, hogy szabälyozzäk kapcsolatai- 
kat a szociälis biztonsäg területen, az aläbbiakban ällapodtak 
meg: 


Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Begriffe 

1 . „Hoheitsgebiet“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, 

in bezug auf die Republik Ungarn 
das Hoheitsgebiet der Republik Ungarn; 

2. „Staatsangehöriger“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland, 

in bezug auf die Republik Ungarn 

eine natürliche Person, die nach den ungarischen Vorschrif- 
ten über die Staatsangehörigkeit als ungarischer Staats- 
angehöriger anzusehen ist; 

3. „Rechtsvorschriften“ 

die Gesetze, Verordnungen und sonstigen allgemein ver- 
bindlichen Rechtsvorschriften, die sich auf die vom sach- 
lichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Artikel 2 Ab- 
satz 1) jeweils erfaßten Zweige und Systeme der Sozialen 
Sicherheit beziehen; 

4. „zuständige Behörde“ 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 

in bezug auf die Republik Ungarn 
das Ministerium für Volkswohlfahrt; 

5. „Träger“ 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Arti- 
kel 2 Absatz 1) erfaßten Rechtsvorschriften obliegt; 


I. Resz 

Ältalänos rendelkezesek 

1. cikkely 

Fogalommeghatärozäsok 

(1 ) A jelen Egyezmenyben hasznält fogalmak jelentese a követ- 
kezö: 

1 . „felsegterület“ 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg vonatkozäsäban 
a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg felsegterülete, 

a Magyar Köztärsasäg vonatkozäsäban 
a Magyar Köztärsasäg felsegterülete; 

2. „ällampolgär“ 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg vonatkozäsäban 
az a szemely, aki a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
alkotmänya ertelmeben nemet, 

a Magyar Köztärsasäg vonatkozäsäban az ällampolgärsäg- 
röl szölö jogszabälyok ertelmeben magyar ällampolgärnak 
tekintendö termeszetes szemely; 

3. „jogszabälyok“ 

a szociälis biztonsägnak a jelen Egyezmeny tärgyi hatälya 
(2. cikkely 1 . bekezdes) ältal erintett ägazataira es rendsze- 
reire vonatkozö törvenyek, rendeletek es mäs ältalänosan 
kötelezö ervenyü jogszabälyok; 

4. „illetekes hatösäg“ 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg vonatkozäsäban 
a Munkaügyi es Szociälis Igazgatäsi Szövetsegi Miniszterium, 

a Magyar Köztärsasäg vonatkozäsäban 
a Nepjöleti Miniszterium; 

5. „teherviselö“ 

az az intezmeny vagy az a hatösäg, amelynek feladata a 
jelen Egyezmeny tärgyi hatälya (2. cikkely 1 . bekezdes) ältal 
erintett jogszabälyok vegrehajtäsa; 
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6. „zuständiger Träger“ 

der nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften zustän- 
dige Träger; 

7. „Beschäftigung“ 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften; 

8. „Versicherungszeiten“ 

Beitragszeiten, die in den Rechtsvorschriften, nach denen 
sie zurückgelegt wurden, als solche bestimmt sind, und 
sonstige nach diesen Rechtsvorschriften anerkannte Zeiten, 
die anzurechnen sind; 

9. „Geldleistung“ 

eine Geldleistung im Sinne der anzuwendenden Rechts- 
vorschriften einschließlich aller Zuschläge, Zuschüsse und 
Erhöhungen; 

10. „Rente“ 

eine Rente im Sinne der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
einschließlich aller Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen. 

(2) Andere Begriffe haben die Bedeutung, die sie nach den 
anzuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Vertrags- 
staats haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1 . auf die deutschen Rechtsvorschriften über die 

a) Krankenversicherung sowie den Schutz der erwerbstä- 
tigen Mutter, soweit sie die Erbringung von Geld- und 
Sachleistungen durch die Träger der Krankenversiche- 
rung zum Gegenstand haben, 

b) Unfallversicherung, 

c) Rentenversicherung, 

d) hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

e) Alterssicherung der Landwirte; 

2. auf die ungarischen Rechtsvorschriften über die von der 
Sozialversicherung zu erbringenden Geld- und Sachleistun- 
gen bei 

a) Krankheit und Mutterschaft, 

b) Unfall, 

c) Rente. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
außer den Voraussetzungen für die Anwendung dieses Abkom- 
mens auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines ande- 
ren Abkommens oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so 
läßt der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwendung dieses 
Abkommens das andere Abkommen oder die überstaatliche 
Regelung unberücksichtigt. Dies gilt nicht, soweit das andere 
Abkommen oder das überstaatliche Recht Versicherungslastre- 
gelungen enthalten, nach denen Versicherungszeiten endgültig 
in die Last eines der beiden Vertragsstaaten übergegangen oder 
aus deren Last abgegeben worden sind. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen bezieht sich auf: 

1 . Staatsangehörige eines Vertragsstaats, 

2. Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des 
Protokolls vom 31. Januar 1967 zu dem genannten Ab- 
kommen, 

als unmittelbar erfaßte Personen, 


6. „illetekes teherviselö“ 

az alkalmazandö jogszabälyok ertelmeben illetekes tehervi- 
selö; 

7. „foglalkoztatäs“ 

az alkalmazandö jogszabälyok ertelmeben vett foglal- 
koztatäs vagy tevekenyseg; 

8. „biztositäsi idök“ 

az erre vonatkozö jogszabälyok ertelmeben szerzett es ilye- 
neknek minösülö järulekfizetesi idök es egyeb ezen jogsza- 
bälyok ertelmeben elismert, beszämitandö idök; 

9. „penzbeli ellätäs“ 

az alkalmazandö jogszabälyok szerinti penzbeli ellätäs, 
beleertve mindennemü pötlekot, kiegeszitest es emelest; 

10. „nyugdij“ 

az alkalmazandö jogszabälyok szerinti nyugdij, beleertve 
mindennemü pötlekot, kiegeszitest es emelest. 

(2) A többi fogalom jelentese megegyezik az illetö szerzödö 
ällam ältal alkalmazandö jogszabälyokban ervenyes jelentessel. 

2. cikkely 
Tärgyi hatäly 

(1) Jelen Egyezmeny 

1 . a nemet jogszabälyok tekinteteben 

a) betegbiztositäsröl, valamint a keresötevekenyseget vegzö 
anyäk vedelmeröl szölö jogszabälyokra, amennyiben ezek 
tärgya a betegbiztositäs teherviselöje ältal nyüjtandö 
penzbeli, vagy termeszetbeni ellätäs, 

b) a balesetbiztositäsröl, 

c) a nyugdijbiztositäsröl, 

d) a kohäszok kiegeszitö biztositäsäröl, 

e) a mezögazdasägi gazdälkodök öregsegi biztositäsäröl; 

2. a magyar jogszabälyok tekinteteben a tärsadalombiztositäs 
ältal penzben es termeszetben nyüjtandö ellätäsokröl, 

a) a betegsegi es anyasägi ellätäsröl, 

b) a baleseti ellätäsröl, 

c) a nyugellätäsröl 

szölö jogszabälyokra vonatkozik. 

(2) Amennyiben az egyik szerzödö ällam jogszabälyai ertelme- 
ben a jelen Egyezmeny alkalmazäsähoz szükseges felteteleken 
kivül valamely mäs egyezmeny vagy ällamok feletti szabälyozäs 
alkalmazäsähoz szükseges feltetelek is teljesülnek, ügy ezen 
szerzödö ällam teherviselöje a jelen Egyezmeny alkalmazäsa- 
kor figyelmen kivül hagyja a mäsik egyezmenyt, vagy az ällamok 
közötti szabälyozäst. Ez nem ervenyes akkor, ha a mäsik egyez- 
meny vagy az ällamok feletti jog olyan biztositäsi terhekre vonat- 
kozö szabälyozäsokat tartalmaz, amelyek ertelmeben a biztositä- 
si idök vegervenyesen ätszälltak a szerzödö ällamok valamelyike- 
re, vagy kikerültek annak terhei közül. 

3. cikkely 
Szemelyi hatäly 

A jelen Egyezmeny hatälya kiterjed: 

1 . a ket szerzödö ällam ällampolgäraira, 

2. az 1951. jülius 28-i, a menekültek jogälläsäröl szölö egyez- 
meny 1 . cikkelye es az emlitett egyezmenyhez kapcsolödö 
1967. januär 31 -i jegyzökönyv szerinti menekültekre, 

mint közvetlenül erintett szemelyekre, 
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3. andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einem 
Staatsangehörigen eines Vertragsstaats oder einem Flücht- 
ling im Sinne dieses Artikels ableiten, 

als mittelbar erfaßte Personen sowie 

4. Staatsangehörige eines anderen Staats als eines Vertrags- 
staats, soweit sie nicht zu den mittelbar erfaßten Personen 
gehören, 

als Drittstaatsangehörige. 

Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Die vom persönlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
unmittelbar oder mittelbar erfaßten Personen (Artikel 3), die sich 
gewöhnlich im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhalten, ste- 
hen bei Anwendung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
dessen Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften des einen Ver- 
tragsstaats werden den Staatsangehörigen des anderen Ver- 
tragsstaats, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertrags- 
staaten gewöhnlich aufhalten, unter denselben Voraussetzungen 
erbracht wie den sich dort gewöhnlich aufhaltenden Staatsan- 
gehörigen des ersten Vertragsstaats. 

Artikel 5 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 

Einschränkende Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, nach 
denen die Entstehung von Ansprüchen auf Leistungen, das Er- 
bringen von Leistungen oder die Zahlung von Geldleistungen 
vom Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats ab- 
hängen, gelten nicht für die von diesem Abkommen unmittelbar 
oder mittelbar erfaßten Personen (Artikel 3), die sich im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats aufhalten. Dies gilt auch für 
Drittstaatsangehörige (Artikel 3) 

- bei Leistungen der deutschen Krankenversicherung oder der 
ungarischen Sozialversicherung bei Krankheit sowie 

- mit Ausnahme von Renten oder einmaligen Geldleistungen bei 
Leistungen der deutschen Unfallversicherung oder Leistungen 
der ungarischen Sozialversicherung bei Unfällen oder Berufs- 
krankheiten. 


Artikel 6 

Versicherungspflicht von Arbeitnehmern 

Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet sich nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen Hoheits- 
gebiet sie beschäftigt sind; dies gilt auch, wenn sich der Arbeit- 
geber im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats befindet. 

Artikel 7 

Versicherungspflicht bei Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der in einem Vertragsstaat beschäftigt 
ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsverhältnisses von seinem 
Arbeitgeber in den anderen Vertragsstaat entsandt, um dort eine 
Arbeit für diesen Arbeitgeber auszuführen, so gelten in bezug 
auf diese Beschäftigung während der ersten 24 Kalendermonate 
allein die Rechtsvorschriften des ersten Vertragsstaats über 
die Versicherungspflicht so weiter, als wäre er noch in dessen 
Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 8 

Versicherungspflicht von Seeleuten 

(1) Für die an Bord eines Seeschiffs, das die Flagge eines der 
beiden Vertragsstaaten führt, beschäftigten Personen gelten die 
Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht dieses Ver- 
tragsstaats. 


3. mäs szemelyekre, azon jogok tekinteteben, amelyeket ezek a 
szemelyek a ket szerzödö ällam valamely ällampolgärätöl vagy 
a jelen cikkely ertelmeben vett menekülttöl szärmaztatnak, 

mint közvetve erintett szemelyekre, valamint 

4. valamely a szerzödö ällamokon kivüli mäs ällampolgäraira, 
amennyiben ezek nem tartoznak a közvetve erintett szeme- 
lyek körebe, 

mint egy harmadik ällam ällampolgäraira. 

4. cikkely 
Azonos elbiräläs 

(1) A jelen Egyezmeny szemelyi hatälya ältal közvetlenül, vagy 
közvetve erintett szemelyek (3. cikkely), akiknek szokäsos tartöz- 
kodäsi helye az egyik szerzödö ällam felsegterületen van, ezen 
szerzödö ällam jogszabälyainak alkalmazäsa tekinteteben az 
illetö ällam ällampolgäraival azonos elbiräläs alä esnek. 

(2) Az egyik szerzödö ällam ällampolgärai, akiknek szokäsos 
tartözkodäsi helye a szerzödö ällamok felsegterületen kivül van, 
ugyanolyan elöfeltetelek mellett reszesülnek a mäsik szerzödö 
ällam jogszabälyai szerinti ellätäsban, mint az illetö szerzödö 
ällam szokäsosan ott tartözkodö ällampolgärai. 


5. cikkely 

A felsegterületek azonos jogälläsa 

Valamely szerzödö ällam korlätozö jogszabälyai, amelyek az 
ellätäsokra valö igenyjogosultsäg felmerüleset, az ellätäsok 
folyösitäsät, vagy a penzbeli ellätäsok kifizeteset ezen ällam fel- 
segterületen valö tartözkodästöl teszik függöve, nem vonat- 
koznak a jelen Egyezmeny ältal közvetlenül, vagy közvetve erin- 
tett azon szemelyekre (3. cikkely), akik a mäsik szerzödö ällam 
felsegterületen tartözkodnak. Ez 

- betegseg eseten a nemet betegbiztositäs es a magyar tärsa- 
dalombiztositäs ältal nyüjtandö ellätäsok, valamint 

- a nyugdijak es az egyszeri penzbeli ellätäsok kivetelevel bale- 
setek vagy foglalkozäsi betegsegek eseten a nemet baleset- 
biztositäs ältal nyüjtandö ellätäsok vagy a magyar tärsadalom- 
biztositäs ältal nyüjtandö ellätäsok vonatkozäsäban 

valamely harmadik ällam ällampolgäraira ervenyes (3. cikkely). 

6. cikkely 

A munkavällalök biztositäsi kötelezettsege 

A munkavällalök biztositäsi kötelezettsegere annak a szerzödö 
ällamnak a jogszabälyai vonatkoznak, amelynek felsegterületen a 
foglalkoztatäs törtenik; ezen rendelkezes akkor is ervenyes, ha a 
munkaadö a mäsik szerzödö ällam felsegterületen van. 

7. cikkely 

Biztositäsi kötelezettseg kiküldetes eseten 

Ha az egyik szerzödö ällamban dolgozö munkavällalöt mun- 
kaadöja ezen munkaviszony kereteben a mäsik szerzödö ällamba 
küldi ki, hogy ott ezen munkaadö reszere munkät vegezzen, ügy 
erre a foglalkoztatäsra a foglalkoztatäs elsö 24 naptäri hönapjä- 
ban kizärölag az elsö szerzödö ällam biztositäsi kötelezettsegre 
vonatkozö jogszabälyai ervenyesek, mintha a munkavällalöt meg 
mindig ennek felsegterületen foglalkoztatnäk. 


8. cikkely 

A tengereszek biztositäsi kötelezettsege 

(1) Az egyik szerzödö ällam lobogöja alatt hajözö tengeri hajö 
fedelzeten foglalkoztatott szemelyekre az illetö szerzödö ällam 
biztositäsi kötelezettseg röl szölö jogszabälyai vonatkoznak. 
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(2) Wird ein Arbeitnehmer, der sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet eines Vertragsstaats aufhält, vorübergehend auf einem 
Seeschiff, das die Flagge des anderen Vertragsstaats führt, von 
einem Arbeitgeber beschäftigt, der seinen Sitz im Hoheitsgebiet 
des ersten Vertragsstaats hat und nicht Eigentümer des Schiffes 
ist, so gelten in bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts- 
vorschriften des ersten Vertragsstaats, als wäre er in dessen 
Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 9 

Versicherungspflicht anderer Personen 

Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Versiche- 
rungspflicht gelten entsprechend für Personen, die nicht Arbeit- 
nehmer sind, auf die sich jedoch die vom sachlichen Geltungs- 
bereich dieses Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) erfaßten Rechts- 
vorschriften beziehen. 

Artikel 10 

Versicherungspflicht von Beschäftigten bei 
Auslandsvertretungen und anderen öffentlichen Arbeitgebern 

(1) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats von die- 
sem oder einem Mitglied oder einem Bediensteten einer Aus- 
landsvertretung dieses Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats beschäftigt, so gelten für die Dauer der 
Beschäftigung in bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts- 
vorschriften des ersten Vertragsstaats so, als wäre er dort be- 
schäftigt. 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor Beginn 
der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäftigungsland auf- 
gehalten, so kann er binnen sechs Monaten nach Beginn der 
Beschäftigung in bezug auf die Versicherungspflicht die Anwen- 
dung der Rechtsvorschriften des Beschäftigungslands wählen. 
Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die gewähl- 
ten Rechtsvorschriften gelten vom Tage der Erklärung ab. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die dort 
genannten Arbeitnehmer, die von einem anderen öffentlichen 
Arbeitgeber beschäftigt werden. 

(4) Beschäftigt die Auslandsvertretung einer der Vertrags- 
staaten Personen, für die die Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaats gelten, so hat die Auslandsvertretung die Ver- 
pflichtungen, die dem Arbeitgeber gemäß den genannten 
Rechtsvorschriften obliegen, einzuhalten. 

Artikel 1 1 

Ausnahmen von den 

Bestimmungen über die Versicherungspflicht 

Auf Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers oder auf 
Antrag der gleichgestellten Personen (Artikel 9) können die zu- 
ständigen Behörden der Vertragsstaaten oder die von ihnen 
bezeichneten Stellen im gegenseitigen Einvernehmen von den 
Bestimmungen dieses Abkommens über die Versicherungs- 
pflicht abweichen unter der Voraussetzung, daß die betreffende 
Person den Rechtsvorschriften eines der Vertragsstaaten unter- 
stellt bleibt oder unterstellt wird. Hierbei sind die Art und die 
Umstände der Beschäftigung zu berücksichtigen. 

Artikel 12 

Zusammentreffen von Leistungen 

(1) Die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats über das 
Nichtbestehen oder die Einschränkung eines Leistungsan- 
spruchs oder einer Leistung beim Zusammentreffen mit anderen 
Leistungsansprüchen oder anderen Leistungen oder sonstigen 
Einkünften werden auch in bezug auf entsprechende Tatbe- 
stände angewandt, die sich aus der Anwendung der Rechts- 
vorschriften des anderen Vertragsstaats ergeben. Hätte dies zur 
Folge, daß beide Leistungen eingeschränkt werden, so sind bei 


(2) Ha egy munkavällalöt, akinek szokäsos tartözkodäsi helye 
az egyik szerzödö ällam felsegterületen van, munkaadöja, amely- 
nek szekhelye az elsö szerzödö ällam felsegterületen van, es aki 
nem tulajdonosa a hajönak, ideiglenes jelleggel olyan tengeri 
hajön foglalkoztat, amely a mäsik szerzödö ällam lobogöja alatt 
hajözik, akkor rä a biztositäsi kötelezettseg tekinteteben az elsö 
szerzödö ällam jogszabälyai vonatkoznak, mintha ennek felseg- 
területen foglalkoztatnäk. 

9. cikkely 

Mas szemelyek biztositäsi kötelezettsege 

Jelen Egyezmenynek a biztositäsi kötelezettsegröl szölö ren- 
delkezesei megfelelöen vonatkoznak azokra a szemelyekre, akik 
nem munkavällalök, viszont a jelen Egyezmeny tärgyi hatälya 
(2. cikkely 1 . bekezdes) ältal erintett jogszabälyok hatälya alä 
esnek. 

10. cikkely 

A külkepviseleteken es mäs közmunkältatök 
ältal foglalkoztatottak biztositäsi kötelezettsege 

(1) Ha az egyik szerzödö ällam, vagy e szerzödö ällam külkepvi- 
seletenek valamely tagja, vagy alkalmazottja ugyanezen ällam 
valamely ällampolgärät a mäsik szerzödö ällam felsegterületen 
foglalkoztatja, ügy a foglalkoztatäs idötartamära a biztositäsi 
kötelezettseg tekinteteben az elsö szerzödö ällam jogszabälyai 
ervenyesek, ügy, mintha ott foglalkoztatnäk. 

(2) Ha az 1 . bekezdes szerinti munkavällalö szokäsos tartözko- 
däsi helye a foglalkoztatäs megkezdese elött a foglalkoztatäsi 
orszägban volt, ügy a foglalkoztatäs megkezdesetöl szämitott hat 
hönapon belül nyilatkozhat arröl, hogy a biztositäsi kötelezettseg 
tekinteteben a foglalkoztatäsi orszäg jogszabälyainak alkalma- 
zäsät välasztja. Dönteseröl täjekoztatnia keil munkaadöjät. A 
välasztott jogszabälyok a nyilatkozattetel napjätöl kezdve alkal- 
mazandök. 

(3) Az 1 . es 2. bekezdes megfelelöen vonatkozik azokra az ott 
megnevezett munkavällalökra is, akiket mäs közmunkältatök 
foglalkoztatnäk. 

(4) Ha az egyik szerzödö ällam külkepviselete olyan szeme- 
lyeket foglalkoztat, akikre a mäsik szerzödö ällam jogszabälyai 
vonatkoznak, ügy a külkepviseletnek a megnevezett jogszabä- 
lyok szerint keil betartania a munkaadökra vonatkozö kötele- 
zettsegeket. 

11. cikkely 

Kivetelek a biztositäsi 
kötelezettsegröl szölö rendelkezesek alöl 

A munkaadö es a munkavällalö vagy valamely azonos elbiräläs 
alä esö szemely (9. cikkely) keresere a szerzödö ällamok illetekes 
hatösägai vagy az ältaluk megnevezett szervek közös egyeter- 
tessel elterhetnek jelen Egyezmenynek a biztositäsi kötelezettseg- 
röl szölö rendelkezeseitöl, azzal a feltetellel, hogy az erintett 
szemely toväbbra is valamelyik szerzödö ällam jogszabälyainak 
hatälya alatt marad vagy hatälya alä kerül. Ezzel kapcsolatosan 
figyelembe keil venni a foglalkoztatäs jelieget es körülmenyeit. 


12. cikkely 

Ellätäsok egybeesese 

(1)Az egyik szerzödö ällam azon jogszabälyai, amelyek mäs 
igenyjogosultsägok, mäs ellätäsok vagy egyeb jövedelmek egyi- 
dejü fennälläsa esetere kizärjäk vagy korlätozzäk az igenyjogo- 
sultsägot vagy az ellätäst, a mäsik szerzödö ällam jogszabä- 
lyainak alkalmazäsäböl adödö megfelelö tenyälläsokra is alkal- 
mazandök. Ha ennek következteben mindket ellätäst kor- 
lätoznäk, ügy az 1 . mondatban megfogalmazott jogszabälyok 
alkalmazäsa eseten a figyelembeveendö ellätäsok vagy jövedel- 
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der Anwendung der in Satz 1 bezeichneten Rechtsvorschriften 
die danach zu berücksichtigenden Leistungen oder Einkünfte 
sowie die darin vorgesehenen Berechnungsgrößen zu halbieren. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht hinsichtlich des Zusammen- 
treffens von Renten gleicher Art, die nach Teil II Kapitel 3 fest- 
gestellt werden. 

Teil II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Krankenversicherung 

Artikel 13 

Zusammenrechnung von Versicherungszeiten 

Für die Versicherungspflicht, das Recht auf freiwillige Versiche- 
rung, für den Leistungsanspruch und für die Dauer der Leistung bei 
Krankheit oder Mutterschaft nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats werden die nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten zurückgelegten entsprechenden Versicherungs-, 
Beschäftigungs- und Leistungszeiten erforderlichenfalls zusam- 
mengerechnet, soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 

Artikel 14 

Freiwillige Versicherung 

(1) Verlegt eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats versichert war, den gewöhnlichen Aufenthalt in 
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats, so kann sie die 
Versicherung nach dessen Rechtsvorschriften freiwillig fortset- 
zen. Dabei steht dem Ausscheiden aus einer Pflichtversicherung 
das Ausscheiden aus einer freiwilligen Versicherung gleich. Die 
Versicherung wird fortgesetzt 

in der Bundesrepublik Deutschland 

bei einer vom Versicherten zu wählenden Krankenkasse, soweit 
sich aus den deutschen Rechtsvorschriften nichts anderes ergibt, 

in der Republik Ungarn 

bei der Nationalen Kasse für Gesundheitsversicherung, soweit sich 
aus den ungarischen Rechtsvorschriften nichts anderes ergibt. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, deren Recht auf 
Weiterversicherung sich von der Versicherung einer anderen 
Person ableitet. 

Artikel 15 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
bei Krankheit und Mutterschaft 

(1 ) Die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
(Artikel 5) gilt für eine Person, 

a) die, nachdem der Versicherungsfall eingetreten ist, ihren ge- 
wöhnlichen oder vorübergehenden Aufenthalt in das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats verlegt hat, nur, wenn der 
zuständige Träger der Verlegung vorher zugestimmt hat; 

b) bei der der Versicherungsfall während des vorübergehenden 
Aufenthalts im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
eingetreten ist, nur, wenn sie wegen ihres Zustands sofort 
Leistungen benötigt; 

c) bei der der Versicherungsfall nach dem Ausscheiden aus der 
Versicherung eingetreten ist, nur, wenn sich die Person in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats begeben hat, um 
dort eine ihr angebotene Beschäftigung anzunehmen. 

(2) Die Zustimmung zur Verlegung des Aufenthalts (Absatz 1 
Buchstabe a) kann auch nachträglich erteilt werden, wenn die 
Person aus entschuldbaren Gründen die Zustimmung vorher 
nicht eingeholt hat oder nicht einholen konnte. 


mek, valamint az azokban elöiränyzott mertekek megfelezen- 
döek. 

(2) Az 1 . bekezdes 1 . mondata a II. resz 3. fejezeteben megäl- 
lapitott azonos tipusü nyugdijak egybeesese eseten nem alkal- 
mazhatö. 


II. Resz 

Különleges rendelkezesek 

1 . fejezet 

Egeszseg biztositäs 

13. cikkely 

Biztositäsi idök egybeszämitäsa 

Az egyik szerzödöällam jogszabälyai szerinti biztositäsi kötele- 
zettseg, az önkentes biztositäshoz valö jog, az ellätäsra valö 
igenyjogosultäg es a betegsegi vagy anyasägi ellätäs idötartama 
tekinteteben a ket szerzödö ällam jogszabälyai ertelmeben eiert 
megfelelö biztositäsi, foglalkoztatäsban töltött es ellätäsi idöket 
szükseg eseten egybeszämitjäk, amennyiben azok nem egyazon 
idöszakokra esnek. 

14. cikkely 
Önkentes biztositäs 

(1) Ha valamely szemely, aki az egyik szerzödö ällam jogszabä- 
lyai szerint volt biztositva, szokäsos tartözkodäsi helyet a mäsik 
ällam felsegterületere helyezi ät, ügy jogosult a biztositäst annak 
jogszabälyai szerint önkentesen folytatni. Ilyen esetben a köte- 
lezö biztositäsböl valö kiväläs ugyanügy kezelendö, mint az 
önkentes biztositäsböl valö kiväläs. A biztositäs 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsägban 

amennyiben a nemet jogszabälyok mäskent nem rendelkeznek, a 
biztositott ältal välasztandö betegsegi biztositönäl, 

a Magyar Köztärsasägban 

amennyiben a magyar jogszabälyok mäskent nem rendelkeznek, 
az Orszägos Egeszsegbiztositäsi Penztärnäl folytatödik. 

(2) Az 1 . bekezdes megfelelöen alkalmazandö azokra a szeme- 
lyekre, akik a biztositäs folytatäsära valö jogosultsägukat vala- 
mely mäs szemely biztositäsäböl szärmaztatjäk. 

15. cikkely 

A felsegterületek azonos 
jogälläsa betegseg es anyasäg eseten 

(1) A felsegterületek azonos jogälläsäröl szölö rendelkezes 
(5. cikkely) arra a szemelyre vonatkozik, 

a) aki a biztositäsi esemeny bekövetkezese utän a mäsik 
szerzödö ällam felsegterületere tette ät szokäsos vagy ideig- 
lenes tartözkodäsi helyet, de csak akkor, ha az illetekes 
teherviselö elözetesen hozzäjäruläsät adta a tartözkodäsi hely 
äthelyezesehez; 

b) akinel a biztositäsi esemeny a mäsik szerzödö ällam felseg- 
területen valö ideiglenes tartözkodäs idejen következett be, 
de csak akkor, ha ällapota miatt azonnali ellätäst igenyel; 

c) akinel a biztositäsi esemeny a biztositäsböl valö kiväläsa utän 
következik be, de csak akkor, ha az illetö szemely azert ment 
a mäsik szerzödö ällam felsegterületere, hogy ott egy neki fel- 
ajänlott foglalkoztatäst kezdjen meg. 

(2) A tartözkodäsi hely äthelyezesehez valö hozzäjäruläs 
(1 . bekezdes a. pont) utölag is megadhatö, ha az illetö szemely 
azt - menthetö okok miatt - elözetesen nem kerte meg vagy nem 
tudta megkerni. 
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(3) Sofort benötigte Leistungen im Sinne des Absatzes 1 sind 
alle Leistungen, die bis zur beabsichtigten Rückkehr an den Ort 
des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts nicht aufge- 
schoben werden können. Die Entscheidung über die sofortige 
Notwendigkeit trifft der Träger des Aufenthaltsorts. 

(4) Die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
(Artikel 5) gilt nicht für eine Person, solange für sie Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet sie sich gewöhnlich oder vorübergehend aufhält, 
beansprucht werden können. 

(5) Absatz 1 Buchstaben a, b und Absatz 2 gelten nicht für 
Leistungen bei Mutterschaft. 

Artikel 16 

Sachleistungsaushilfe 

(1) Bei Anwendung der Bestimmung über die Gleichstellung 
der Hoheitsgebiete (Artikel 5) sind die Sachleistungen 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von einer vom Anspruchsberechtigten zu wählenden Kranken- 
kasse am Aufenthaltsort, 

in der Republik Ungarn 

von der Nationalen Kasse für Gesundheitsversicherung, soweit 
nicht eine andere Stelle zuständig ist, 

zu erbringen. 

(2) Für die Erbringung der Sachleistungen gelten die für den 
Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden Rechtsvorschriften; für 
die Dauer der Leistungen, den Kreis der zu berücksichtigenden 
Angehörigen sowie die sich hierauf beziehenden Rechtsvor- 
schriften über das Leistungsstreitverfahren gelten jedoch die für 
den zuständigen Träger maßgebenden Rechtsvorschriften. 

(3) Körperersatzstücke und andere Sachleistungen von erheb- 
licher finanzieller Bedeutung werden außer in Fällen unbedingter 
Dringlichkeit nur erbracht, soweit der zuständige Träger zu- 
stimmt. Unbedingte Dringlichkeit ist gegeben, wenn die Leistung 
nicht aufgeschoben werden kann, ohne das Leben oder die 
Gesundheit der Person ernstlich zu gefährden. 

(4) Personen und Stellen, die mit den in Absatz 1 genannten 
Trägern Verträge über die Erbringung von Sachleistungen für die 
bei diesen Trägern Versicherten und deren Angehörige ab- 
geschlossen haben, sind verpflichtet, Sachleistungen auch an 
die vom persönlichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Arti- 
kel 3) erfaßten Personen zu erbringen, und zwar unter denselben 
Bedingungen, als ob diese Personen bei den Trägern des 
Aufenthaltsorts (Absatz 1) versichert oder Angehörige solcher 
Versicherter wären und als ob die Verträge sich auch auf diese 
Personen erstreckten. 


Artikel 17 

Familienversicherung 

Die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
(Artikel 5) gilt in bezug auf die Versicherung von Familien- 
angehörigen entsprechend. 

Artikel 18 

Krankenversicherung der Rentner 

(1) Auf eine Person, die aus den Rentenversicherungen beider 
Vertragsstaaten Rente bezieht oder diese beantragt hat, werden 
unbeschadet des Absatzes 2 die Rechtsvorschriften über die 
Krankenversicherung der Rentner des Vertragsstaats ange- 
wendet, in dessen Hoheitsgebiet die betreffende Person sich 
gewöhnlich aufhält. 

(2) Verlegt ein in Absatz 1 genannter Antragsteller oder Renten- 
empfänger seinen gewöhnlichen Aufenthalt in das Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaats, so werden die Rechtsvorschriften 


(3) Az 1. bekezdes ertelmeben azonnal szükseges ellätäsnak 
minösül minden olyan ellätäs, amely nem halaszthatö a laköhely- 
re vagy a szokäsos tartözkodäsi helyre valö visszateres idöpont- 
jäig. Az azonnali szüksegesseg eldöntese a tartözkodäsi hely 
szerinti teherviselöre tartozik. 

(4) A felsegterületek azonos jogälläsäröl szölö rendelkezes 
(5. cikkely) nem ervenyes mindaddig, ameddig valamely szemely 
ellätäsokat vehet igenybe annak a szerzödö ällamnak a jogszabä- 
lyai szerint, amelynek felsegterületen szokäsosan, vagy ideigle- 
nesen tartözkodik. 

(5) Az 1 . bekezdes a. es b. pontja, valamint a 2. bekezdes nem 
ervenyes az anyasäggal kapcsolatos ellätäsokra. 

16. cikkely 

A termeszetbeni eilätäsok teljesitese 

(1) A felsegterületek azonos jogälläsäröl szölö rendelkezes 
(5. cikkely) alkalmazäsa eseten a termeszetbeni ellätäsokat 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasägban 

az igenyjogosult ältal a tartözkodäsi helyen välasztandö betegse- 
gi biztositönak, 

a Magyar Köztärsasägban 

amennyiben mäs szerv nem illetekes, az Orszägos Egeszsegbiz- 
tositäsi Penztärnak 

keil nyüjtania. 

(2) A termeszetbeni eilätäsok nyüjtäsa vonatkozäsäban a tar- 
tözkodäsi hely szerinti teherviselö szämära mervadö jogszabä- 
lyok, az eilätäsok idötartamära, a figyelembe veendö hozzätarto- 
zök körere, valamint az ellätässal kapcsolatos peres eljäräsra 
nezve viszont az illetekes teherviselö szämära mervadö jog- 
szabälyok ervenyesek. 

(3) Vegtagproteziseket, vagy mäs, komoly penzügyi kihatässal 
järö termeszetbeni ellätäsokat, a feltetlenül sürgös eseteken kivül 
csak akkor nyüjtanak, amennyiben ahhoz az illetekes teherviselö 
hozzäjärul. Feltetlenül sürgös esetnek minösül, amikor az ellätäs 
nem halaszthatö az erintett szemely eletenek vagy egeszsegenek 
komoly veszelyeztetese nelkül. 

(4) Azok a szemelyek es szervek, amelyek az 1 . bekezdesben 
megnevezett teherviselökkel az azoknäl biztositottak es 
hozzätartozöik reszere termeszetbeni eilätäsok nyüjtäsära kötöt- 
tek szerzödest, kötelesek a termeszetbeni ellätäsokat a jelen 
Egyezmeny szemelyi hatälya (3. bekezdes) ältal erintett szemelyek 
szämära is teljesiteni, megpedig ugyanolyan feltetelek mellett, 
mintha azok a tartözkodäsi hely szerinti teherviselöknel lennenek 
biztositva (1. bekezdes) vagy ilyen biztositottak hozzätartozöi 
lennenek, es mintha a szerzödesek ezekre a szemelyekre is kiter- 
jednenek. 

17. cikkely 

Közeli hozzätartozök biztositäsa 

A felsegterületek azonos elbiräläsäröl (5. cikkely) szölö rendel- 
kezes ertelemszerüen vonatkozik a közeli hozzätartozök biz- 
tositäsära. 

18. cikkely 

A nyugdijasok egeszsegbiztositäsa 

(1) Arra a szemelyre, aki mindket szerzödö ällam nyugdijbiz- 
tositäsätöl nyugdfjat kap, vagy azt kerelmezte, az egeszsegbiz- 
tositäs tekinteteben a 2. bekezdes ervenyessege mellett azon 
szerzödö ällamnak a nyugdijasokra vonatkozö jogszabälyai alkal- 
mazandök, amelynek felsegterületen az erintett szemely szokä- 
sosan tartözkodik. 

(2) Ha az 1 . bekezdesben megnevezett kerelmezö, vagy nyug- 
ellätäsban reszesülö szemely szokäsos tartözkodäsi helyet a 
mäsik szerzödö ällam felsegterületere helyezi ät, akkor rä az 
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über die Krankenversicherung der Rentner des ersten Vertrags- 
staats bis zum Ende des Monats nach dem Monat der Verlegung 
des Aufenthalts angewendet. 

(3) Bezieht eine Person nur aus der Rentenversicherung eines 
Vertragsstaats eine Rente oder hat sie nur eine Rente beantragt, 
so gilt die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsge- 
biete (Artikel 5) in bezug auf die Versicherungspflicht nach den 
Rechtsvorschriften über die Krankenversicherung der Rentner 
entsprechend. 

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 sind nicht anzu- 
wenden, solange eine Person wegen Ausübung einer Beschäfti- 
gung nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet sie sich gewöhnlich aufhält, für den Fall der Krank- 
heit oder der Mutterschaft versichert ist. 

Artikel 19 

Erstattung der 
Sachleistungsaushilfekosten 

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Aufenthalts- 
orts die für die Sachleistungsaushilfe (Artikel 16) aufgewendeten 
Beträge mit Ausnahme der Verwaltungskosten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf Vorschlag der be- 
teiligten Träger vereinbaren, daß die aufgewendeten Beträge zur 
verwaltungsmäßigen Vereinfachung in allen Fällen oder in be- 
stimmten Gruppen von Fällen durch Pauschbeträge erstattet 
werden. 


Kapitel 2 

Unfallversicherung 

Artikel 20 

Berücksichtigung von 
Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten) 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor, daß 
bei der Bemessung des Grades der Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs infolge 
eines Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) im Sinne dieser Rechts- 
vorschriften andere Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) zu be- 
rücksichtigen sind, so gilt dies auch für die unter die Rechts- 
vorschriften des anderen Vertragsstaats fallenden Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten), als ob sie unter die Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaats gefallen wären. Den zu berücksichtigenden 
Arbeitsunfällen stehen solche gleich, die nach anderen Vorschrif- 
ten als Unfälle oder andere Entschädigungsfälle zu berücksich- 
tigen sind. 

(2) Der für die Leistung aufgrund des Versicherungsfalls zu- 
ständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad der durch 
den Arbeitsunfall (Berufskrankheit) eingetretenen Minderung 
der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigen hat. 


Artikel 21 
Berücksichtigung 

gesundheitsgefährdender Beschäftigungen 

(1) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufskrankheit 
berücksichtigt der Träger eines Vertragsstaats auch Beschäfti- 
gungen, die bei Anwendung der Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaats ausgeübt wurden und ihrer Art nach geeignet 
waren, diese Krankheit zu verursachen (gesundheitsgefährdende 
Beschäftigung). Besteht dabei nach den Rechtsvorschriften bei- 
der Vertragsstaaten ein Leistungsanspruch, so werden die Sach- 
leistungen und die Geldleistungen mit Ausnahme der Rente nur 
nach den Rechtsvorschriften und durch den Träger des Ver- 


egeszsegbiztositäs tekinteteben a tartözkodäsi hely äthelyezeset 
követö hönap vegeig az elsö szerzödö ällamnak a nyugdijasok 
egeszsegbiztositäsära vonatkozö jogszabälyai alkalmazandök. 

(3) Ha valamely szemely csak az egyik szerzödö ällam nyugdij- 
biztositäsätöl kap nyugdijat vagy csak egy nyugdij folyösitäsät 
kerte, akkor a felsegterületek azonos jogälläsäröl szölö rendel- 
kezes (5. cikkely) a biztositäsi kötelezettseg vonatkozäsäban a 
nyugdijasok egeszsegbiztositäsäröl szölö jogszabälyok szerint 
megfelelöen alkalmazandö. 

(4) Az 1-3. bekezdes rendelkezesei nem alkalmazandök mind- 
addig, amig valamely szemely foglalkoztatäsäböl kifolyölag 
betegseg vagy anyasäg esetere annak az ällamnak a jogszabä- 
lyai szerint van biztositva, amelynek felsegterületen szokäsosan 
tartözkodik. 

19. cikkely 

A termeszetbeni ellätäsok 
teljesitesevel kapcsolatos költsegek megterftese 

(1) Az illetekes teherviselö az adminisztrativ költsegek kivete- 
level megteriti a tartözkodäsi hely szerinti teherviselönek a ter- 
meszetbeni ellätäsok teljesitese kapcsän (16. cikkely) felmerült 
költsegeket. 

(2) Az illetekes hatösägok az erintett teherviselök javaslatära 
megällapodhatnak abban, hogy az elszämoläsi eljäräs 
egyszerüsitese erdekeben a felmerült költsegeket minden eset- 
ben vagy az esetek bizonyos csoportjai eseteben ätalänyösszeg- 
ben teritik meg egymäsnak. 


2. fejezet 
Balesetbiztosltäs 

20. cikkely 
Üzemi balesetek 

(foglalkozäsi betegsegek) figyelembevetele 

(1) Ha az egyik szerzödö ällam jogszabälyai elöirjäk, hogy az 
üzemi baleset (foglalkozäsi betegseg) következteben beällt 
keresökepesseg-csökkenes fokänak, vagy az ellätäsra valö 
igenyjogosultsägnak a megällapitäsänäl ezen jogszabälyok ertel- 
meben mäs üzemi baleseteket (foglalkozäsi betegsegeket) is 
figyelembe keil venni, akkor ez a mäsik szerzödö ällam jogszabä- 
lyainak hatälya alä esö üzemi balesetekre (foglalkozäsi betegse- 
gekre) is ügy ervenyes, mintha azok az elsö szerzödö ällam jog- 
szabälyainak hatälya alä esnenek. A figyelembe veendö üzemi 
balesetekkel azonos elbiräläs alä esnek azok az üzemi balesetek, 
amelyeket mäs elöiräsok szerint balesetkent, vagy mäs töntest 
követelö esetkent keil figyelembe venni. 

(2) A biztositäsi esemennyel összefüggesben nyüjtandö ellätäs 
vonatkozäsäban illetekes teherviselö a keresökepessegnek az 
üzemi baleset (foglalkozäsi betegseg) következteben beällt azon 
csökkenese merteke szerint ällapitja meg az ellätäst, amelyet a 
szämära ervenyes jogszabälyok ertelmeben keil figyelembe 
vennie. 

21. cikkely 

Az egeszsegre veszelyes 
foglalkozäsok figyelembevetele 

(1) A valamely foglalkozäsi betegseg alapjän nyüjtandö ellätäs- 
ra vonatkozö igenyjogosultsäg tekinteteben az egyik szerzödö 
ällam teherviselöje azokat a foglalkozäsokat is figyelembe veszi, 
amelyek a kerdeses megbetegedes okozöikent (egeszsegre ve- 
szelyes foglalkozäs) a mäsik szerzödö ällam jogszabälyai szerint 
es jellegük folytän szämitäsba jöhetnek. Ha ilyenkor az igenyjo- 
gosultsäg mindket szerzödö ällam jogszabälyai szerint fennäll, 
akkor a termeszetbeni es penzbeli ellätäst a nyugdij kivetelevel 
csak annak a szerzödö ällamnak a jogszabälyai ertelmeben es 
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tragsstaats erbracht, in dessen Hoheitsgebiet sich die berechtig- 
te Person gewöhnlich aufhält. Besteht nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaats Anspruch auf Rente, so hat der Träger 
nur den Teil zu erbringen, der dem Verhältnis der Dauer der 
gesundheitsgefährdenden Beschäftigung bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften des eigenen Vertragsstaats zur Dauer der 
gesundheitsgefährdenden Beschäftigungen bei Anwendung der 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten entspricht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Neufeststellung aufgrund einer 
Verschlimmerung der Berufskrankheit. Beruht diese auf einer 
erneuten gesundheitsgefährdenden Beschäftigung, besteht ein 
Anspruch auf Rente für die Verschlimmerung nur nach den 
Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, unter dessen Rechtsvor- 
schriften diese Beschäftigung ausgeübt wurde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Leistungen an Hin- 
terbliebene. 


Artikel 22 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
im Bereich der Unfallversicherung 

(1 ) Die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
(Artikel 5) gilt in bezug auf die Sachleistungen für eine Person, die 
während einer Heilbehandlung ihren gewöhnlichen oder vorüber- 
gehenden Aufenthalt in das Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats verlegt hat, nur, wenn der zuständige Träger der Ver- 
legung vorher zugestimmt hat. 

(2) Die Zustimmung nach Absatz 1 kann nachträglich erteilt 
werden, wenn die Person aus entschuldbaren Gründen die Zu- 
stimmung vorher nicht eingeholt hat oder nicht einholen konnte. 

Artikel 23 

Sachleistungsaushilfe 

(1) Hat ein Träger des einen Vertragsstaats einer Person im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats Sachleistungen zu 
erbringen, so sind sie vom Träger des Aufenthaltsorts zu er- 
bringen: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von dem Träger der deutschen Unfallversicherung, der zuständig 
wäre, wenn über den Leistungsanspruch nach deutschen 
Rechtsvorschriften zu entscheiden wäre, oder dem von der 
deutschen Verbindungsstelle bezeichneten Träger der Unfall- 
versicherung, 

in der Republik Ungarn 

von der Nationalen Kasse für Gesundheitsversicherung, soweit 
nicht eine andere Stelle zuständig ist. 

(2) Für die Erbringung der Sachleistungen gelten die für den 
Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden Rechtsvorschriften. 

(3) Artikel 16 Absätze 3 und 4 gilt entsprechend. 

Artikel 24 

Erstattung der 
Sachleistungsaushilfekosten 

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Aufenthalts- 
orts die für die Sachleistungsaushilfe (Artikel 23) im Einzelfall 
tatsächlich aufgewendeten Beträge mit Ausnahme der Verwal- 
tungskosten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf Vorschlag der betei- 
ligten Träger vereinbaren, daß die aufgewendeten Beträge zur 
verwaltungsmäßigen Vereinfachung in allen Fällen oder in be- 
stimmten Gruppen von Fällen durch Pauschbeträge erstattet 
werden. 


annak a teherviselönek keil nyüjtania, amelynek felsegterületen 
a jogosult szemely szokäsosan tartözkodik. Amennyiben a 
nyugdijra valö igenyjogosultsäg az egyik szerzödö ällam jog- 
szabälyai ertelmeben fennäll, ügy a teherviselönek csak az 
egeszseget veszelyeztetö foglalkozäs sajät szerzödö ällam jog- 
szabälyai szerinti gyakorläsänak idötartama, valamint az egesz- 
seget veszelyeztetö foglalkozäs mindket szerzödö ällam jog- 
szabälyai szerinti gyakorläsa idötartama közötti aränynak megfe- 
lelö reszt keil folyösitania. 

(2) Ällapotrosszabbodäs eseten az 1 . bekezdes ervenyes az 
ellätäs ällapotrosszabbodäs miatti üjböli megällapitäsära is. 
Amennyiben ez egy üjabb egeszseget veszelyeztetö foglal- 
koztatäs miatt következik be, akkor az ällapotrosszabbodäs 
miatti nyugdijra valö igenyjogosultsäg csak azon szerzödö ällam 
jogszabälyai szerint äll fenn, amelynek jogszabälyai szerint ezt a 
foglalkozäst gyakoroltäk. 

(3) Az l.es 2. bekezdes a hätramaradt hozzätartozök reszere 
folyösitandö ellätäsokra is ervenyes. 

22. cikkely 

A felsegterületek azonos 
elbfräläsa a balesetbiztositäs tekinteteben 

(1) A felsegterületek azonos elbiräläsäröl szölö rendelkezes 
(5. cikkely) a termeszetbeni ellätäsok tekinteteben olyan szeme- 
lyre ervenyes, aki a gyögykezeles idötartama alatt szokäsos, 
vagy ideiglenes tartözkodäsi helyet a mäsik szerzödö ällam fel- 
segterületere helyezte ät, de csak akkor, ha ehhez az illetekes 
teherviselö elözetesen hozzäjärult. 

(2) Az 1 . bekezdes szerinti hozzäjäruläs utölag is megadhatö, 
ha az illetö szemely azt menthetö okok miatt nem kerte meg vagy 
nem tudta megkerni. 

23. cikkely 

A termeszetbeni ellätäsok teljesftese 

(1) Amennyiben az egyik szerzödö ällam teherviselöjenek a 
mäsik szerzödö ällam területen valamely szemely szämära ter- 
meszetbeni ellätäsokat keil nyüjtania, ügy ezt a tartözkodäsi hely 
szerinti teherviselönek keil nyüjtania: 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasägban 

a nemet balesetbiztositäs azon kepviselöjenek, amely illetekes 
lenne, ha az ellätäsra valö jogosultsägot a nemet jogszabälyok 
szerint kellene elbirälni, vagy a balesetbiztositäs azon tehervi- 
selöjenek, amelyet a nemet összekötö szerv kijelöl, 

a Magyar Köztärsasägban 

amennyiben mäs szerv nem illetekes, a Orszägos Egeszsegbiz- 
tositäsi Penztärnak. 

(2) A termeszetbeni ellätäsok teljesitese tekinteteben a tartöz- 
kodäsi hely szerinti teherviselöre vonatkozö jogszabälyok merva- 
dök. 

(3) A 1 6. cikkely 3. es 4. bekezdese megfelelöen ervenyes. 

24. cikkely 

A termeszetbeni ellätäsok 
teljesftesebö'l adödö költsegek megteritese 

(1) Az illetekes teherviselö az adminiszträciös költsegek kive- 
televel megteriti a termeszetbeni ellätäsok teljesitesere (23. cik- 
kely) az egyes esetekben tenylegesen forditott összeget a tartöz- 
kodäsi hely szerinti teherviselönek. 

(2) Az illetekes hatösägok az erintett teherviselök javaslatära 
megällapodhatnak abban, hogy az elszämoläsi eljäräs 
egyszerüsitese erdekeben a felmerült költsegeket minden eset- 
ben vagy az esetek bizonyos csoportjainäl ätalänyösszegben 
teritik meg egymäsnak. 
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Kapitel 3 

Rentenversicherung 

Artikel 25 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden auch die Versicherungszeiten be- 
rücksichtigt, die für einen Leistungsanspruch nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Vertragsstaats anrechenbar sind und 
nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 

(2) Setzt der Anspruch auf Leistungen bestimmte Versiche- 
rungszeiten voraus, werden dafür nur vergleichbare Versiche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats berücksichtigt. 

(3) Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Versicherungs- 
zeiten richtet sich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, nach denen sie zurückgelegt worden sind. 

(4) Aus diesem Abkommen ergibt sich kein Anspruch auf 
Rente nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, wenn 
nach diesen Rechtsvorschriften nicht eine Mindestversiche- 
rungszeit zurückgelegt wurde und aufgrund der zurückgelegten 
Versicherungszeiten allein kein Anspruch auf Rente besteht. Bei 
Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften beträgt die Min- 
destversicherungszeit 6 Monate, bei Anwendung der ungari- 
schen Rechtsvorschriften 180 Tage. 

(5) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften des jeweiligen Vertragsstaats, soweit 
in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 


Artikel 26 

Besonderheiten 
für den deutschen Träger 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften ergeben. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Ver- 
sicherungszeiten (Artikel 25 Absatz 1) gilt entsprechend für 
Leistungen, deren Erbringung nach den deutschen Rechtsvor- 
schriften im Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften voraus, daß bestimmte Versicherungszeiten 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zurückgelegt worden 
sind, und sehen die Vorschriften ferner vor, daß sich dieser Zeit- 
raum durch bestimmte Tatbestände oder Versicherungszeiten 
verlängert, so werden für die Verlängerung auch Versicherungs- 
zeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats 
oder vergleichbare Tatbestände im anderen Vertragsstaat be- 
rücksichtigt. Vergleichbare Tatbestände sind Zeiten, in denen 
Invaliditäts- oder Altersrente oder Leistungen wegen Krankheit, 
Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfällen (mit Ausnahme von Renten) 
nach den Rechtsvorschriften der Republik Ungarn gezahlt wur- 
den und Zeiten der Kindererziehung in der Republik Ungarn. 

(4) Die nach der Bestimmung über die Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten (Artikel 25 Absatz 1) zu berücksichtigen- 
den Versicherungszeiten werden nur im tatsächlichen zeitlichen 
Ausmaß berücksichtigt. 

Artikel 27 

Besonderheiten 
für den ungarischen Träger 

(1) Die Höhe der Alters-, Invaliden-, Unfallinvaliden- und Hin- 
terbliebenenrente wird nach den ungarischen Rechtsvorschriften 
und ausschließlich durch die Berücksichtigung der ungarischen 
Versicherungszeiten bestimmt. 


3. fejezet 
Nyugdijbiztositäs 

25. cikkely 

A biztosftäsi idök egybeszämftäsa 
es a nyugdfj megällapftäsa 

(1 ) Az alkalmazandö jogszabälyok szerinti igenyjogosultsäghoz 
azok a biztositäsi idök is figyelembe veendök, amelyek a mäsik 
szerzödö ällam jogszabälyai szerint az igenyjogosultsäg szem- 
pontjäböl beszämithatök es nem egyazon idöszakra esnek. 

(2) Amennyiben az ellätäsra valö jogosultsäghoz meghatäro- 
zott biztositäsi idök szüksegesek, akkor ezeknel csak a mäsik 
szerzödö ällam jogszabälyai szerinti összehasonlithatö biztositäsi 
idöket veszik figyelembe. 

(3) A beszämitandö biztositäsi idöknek a mertekere a mäsik 
szerzödö ällam azon jogszabälyai mervadök, amelyek szerint 
azokat megszereztek. 

(4) A jelen Egyezmenyböl nem következik a nyugdijra valö 
igenyjogosultsäg az egyik szerzödö ällam jogszabälyai szerint, ha 
a biztositott nem szerzett meg egy ezen jogszabälyok szerinti 
minimälis biztositäsi idöt, es csak a megszerzett biztositäsi idö 
alapjän nem äll fenn a nyugdfjjogosultsäg. A nemet jogszabälyok 
alkalmazäsa eseten ez a minimälis biztositäsi idö 6 hönap, a 
magyar jogszabälyok alkalmazäsa eseten 180 nap. 

(5) Amennyiben jelen Egyezmeny mäskent nem rendelkezik, 
ügy a nyugdfj az illetö szerzödö ällam alkalmazandö jogszabälyai 
szerint ällapftandö meg. 

26. cikkely 

A nemet teherviselöre 
vonatkozö különleges rendelkezesek 

(1) A szemelyes megvältäsi pontertek megällapitäsänak alapjät 
a nemet jogszabälyok szerint megällapitott megvältäsi ponter- 
tekek kepezik. 

(2) A biztositäsi idök egybeszämitäsäröl szölö rendelkezes 
(25. cikkely 1 . bekezdes) megfelelöen ervenyes azokra az ellätä- 
sokra, amelyek nyüjtäsäröl a teherviselö a nemet jogszabälyok 
ertelmeben sajät merlegelese szerint dönt. 

(3) Amennyiben a nemet jogszabälyok az igenyjogosultsägot 
meghatärozott biztositäsi idöknek egy meghatärozott idöszakon 
belül törtenö megszerzese feltetelehez kötik, toväbbä, ha a 
szabälyok azt is elöirjäk, hogy ez az idöszak bizonyos tenyälläsok 
vagy biztositäsi idök folytän meghosszabbodik, ügy a meghosz- 
szabbodäs szempontjäböl a mäsik szerzödö ällam jogszabälyai 
szerinti biztositäsi idöket vagy a mäsik szerzödö ällamban letrejött 
összehasonlithatö tenyälläsokat is figyelembe keil venni. Össze- 
hasonlithatö tenyälläsok alatt olyan idöszakok ertendök, amikor a 
Magyar Köztärsasäg jogszabälyai szerint rokkantsägi vagy 
öregsegi nyugdijat vagy betegseg, munkanelküliseg vagy üzemi 
baleset miatt (järadek kivetelevel) ellätäsokat folyösitottak, vala- 
mint a gyermeknevelesi idök a Magyar Köztärsasägban. 

(4) A biztositäsi idök egybeszämitäsäröl szölö rendelkezes 
(25. cikkely 1 . bekezdes) ertelmeben figyelembe veendö biztosi- 
täsi idöket csak a tenyleges idö mertekeben keil figyelembe 
venni. 

27. cikkely 

A magyar teherviselö're 
vonatkozö különleges rendelkezesek 

(1) Az öregsegi, a rokkantsägi, a baleseti rokkantsägi es a 
hätramaradt hozzätartozöi nyugdij merteket a magyar jogszabä- 
lyok szerint es kizärölag a magyar biztositäsi idök figyelembeve- 
televel ällapitjäk meg. 
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(2) Hat eine Person nur unter Berücksichtigung des Artikels 25 
Absatz 1 Anspruch auf Rente nach den ungarischen Rechts- 
vorschriften, so errechnet der ungarische Träger den Betrag der 
Rente, den er zu tragen hätte, wenn er die gesamte nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zurückgelegte Ver- 
sicherungszeit für die Berechnung der Rente zu berücksichtigen 
hätte. Er erbringt den Teil der nach Satz 1 errechneten Rente, der 
dem Verhältnis der nach den ungarischen Rechtsvorschriften 
zurückgelegten Versicherungszeiten zur gesamten nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zurückgelegten Ver- 
sicherungszeit entspricht. 

(3) Wenn der Antragsteller für einen in den ungarischen 
Rechtsvorschriften festgelegten Zeitraum deswegen keinen für 
die Feststellung der Rente erforderlichen Verdienst hat, weil 
seine Versicherungszeit in der ungarischen Versicherung kürzer 
ist als diese Zeit, so ist seine Rente aufgrund des Durchschnitts- 
verdienstes zu berechnen, der in dem von ihm im Jahr vor der 
Feststellung der Rente zuletzt ausgeübten Beruf gilt. 


Teil III 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Amtshilfe und Rechtshilfe 

Artikel 28 

Amts- und Rechtshilfe und 
ärztliche Untersuchung 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver- 
tragsstaaten leisten einander bei Durchführung der vom sach- 
lichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten Rechts- 
vorschriften (Artikel 2 Absatz 1) und dieses Abkommens gegen- 
seitige Hilfe, als wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvor- 
schriften an. Für die gegenseitige Rechtshilfe der Gerichte der 
Vertragsparteien gilt Satz 1 entsprechend. Die Hilfe ist kostenlos. 
Barauslagen mit Ausnahme der Portokosten werden jedoch 
erstattet. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchungen. Die 
Kosten für die Untersuchungen, die Reisekosten, der Verdienst- 
ausfall, die Kosten für Unterbringung zu Beobachtungszwecken 
und sonstige Barauslagen mit Ausnahme der Portokosten sind 
von der ersuchenden Stelle zu erstatten. Die Kosten werden 
nicht erstattet, wenn die ärztliche Untersuchung im Interesse der 
zuständigen Träger beider Vertragsstaaten liegt. 

Artikel 29 
Anerkennung 

vollstreckbarer Entscheidungen und Urkunden 

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte sowie die 
vollstreckbaren Urkunden der Träger oder der Behörden eines 
Vertragsstaats über Beiträge und sonstige Forderungen aus der 
Sozialversicherung werden im anderen Vertragsstaat anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der 
öffentlichen Ordnung (ordre public) des Vertragsstaats wider- 
spricht, in dem die Entscheidung oder die Urkunde anerkannt 
werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Entschei- 
dungen und Urkunden werden im anderen Vertragsstaat voll- 
streckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften, die in dem Vertragsstaat, in dessen Hoheits- 
gebiet vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung der in diesem 
Staat erlassenen entsprechenden Entscheidungen und Urkun- 
den gelten. Die Ausfertigung der Entscheidung oder der Urkunde 
muß mit der Bestätigung ihrer Vollstreckbarkeit (Vollstreckungs- 
klausel) versehen sein. 


(2) Ha egy szemely csak a 25. cikkely (1) bekezdes figyelem- 
bevetelevel rendelkezik a magyar jogszabälyok szerinti nyugdijra 
valö jogosultsäggal, ügy a magyar teherviselö kiszämitja a nyug- 
dij azon összeget, amelyet viselnie kellene, ha a nyugdij ki- 
szämitäsänäl a mindket szerzödö ällam jogszabälyai szerint meg- 
szerzett biztositäsi idöket kellene figyelembe vennie. Ezen teher- 
viselö az elsö mondat szerint kiszämitott nyugdijnak azon reszet 
nyüjtja, amely a magyar jogszabälyok szerint megszerzett biz- 
tositäsi idöknek a mindket szerzödö ällam jogszabälyai szerint 
szerzett összes biztositäsi idökhöz viszonyitott aränyänak megfe- 
lel. 

(3) Ha a kerelmezö azert nem rendelkezik a nyugdij ki- 
szämitäsähoz szükseges -a magyar jogszabälyokban meg- 
hatärozott idötartamra vonatkozö- keresettel, mert a magyar biz- 
tositäsban töltött ideje annäl rövidebb, nyugdijät az ältala 
Magyarorszägon utoljära betöltött munkakörre iränyadö, a 
nyugdij megällapitäsät megelözö evben ervenyes szakmai ätlag- 
kereset alapjän keil kiszämitani. 


III. Resz 

Vegyes rendelkezesek 

1 . fejezet 

Hivatali segely es jogsegely 

28. cikkely 

Hivatali segely, 
jogsegely es orvosi vizsgälat 

(1) A szerzödö ällamok teherviselöi, a teherviselök szövetsegei 
es hatösägai a jelen Egyezmeny tärgyi hatälya ältal erintett jog- 
szabälyok (2. cikkely 1 . bekezdes) es a jelen Egyezmeny vegre- 
hajtäsäban kölcsönös segitseget nyüjtanak egymäsnak, mintha a 
szämukra ervenyes jogszabälyokat alkalmaznäk. A szerzödö älla- 
mok birösägai közötti kölcsönös jogsegely vonatkozäsäban az 
elsö mondat megfelelöen ervenyes. A segitsegnyüjtäs terites- 
mentes. A keszpenben felmerülö kiadäsok viszont a postai 
költsegek kivetelevel megteritendök. 

(2) Az 1 . bekezdes 1 . mondata az orvosi vizsgälatokra is vonat- 
kozik. A vizsgälatok költsegeit, az utazäsi költsegeket, a jövede- 
lemkiesest, a megfigyeles celjäböl törtenö beutaläs költsegeit es 
az egyeb keszpenzes kiadäsokat a postai költsegek kivetelevel a 
megkeresö szervnek keil megteritenie. Ha az orvosi vizsgälat 
mindket szerzödö orszäg illetekes teherviselöjenek erdekeben all, 
ügy a költsegeket nem teritik meg. 

29. cikkely 

A vegrehajthatö döntesek 
es az okiratok elismerese 

(1) Az egyik szerzödö ällam birösägainak vegrehajthatö dönte- 
seit, valamint teherviselöinek vagy hatösägainak a tärsadalom- 
biztositässal kapcsolatos järulekokra es egyeb követelesekre 
vonatkozö vegrehajthatö okiratait a mäsik szerzödö ällamban 
elismerik. 

(2) Az elismeres csak akkor tagadhatö meg, ha az ellentmond 
azon szerzödö ällam közrendjenek (ordre public) , amelyben vala- 
mely hatärozatot vagy okiratot ei kellene ismerni. 

(3) Az 1. bekezdes szerint elismert vegrehajthatö dönteseket 
es okiratokat a mäsik szerzödö ällamban vegrehajtjäk. A vegre- 
hajtäsi eljäräs lefolytatäsa azon szerzödö ällamnak a vegrehajtäs- 
ra vonatkozö hatälyos jogszabälyai ertelmeben törtenik, amely- 
nek felsegterületen az ezen ällamban kibocsätott megfelelö 
hatärozatok es okiratok vegrehajtäsära sor kerül. A döntesek 
vagy okiratok kiadmänyozott peldänyän feltüntetendö a vegre- 
hajthatösägot igazolö zäradek (vegrehajtäsi zäradek). 
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(4) Forderungen von Trägern im Hoheitsgebiet eines Vertrags- 
staats aus Beitragsrückständen werden bei der Zwangsvoll- 
streckung, im Konkurs- und Vergleichsverfahren sowie im Liqui- 
dations- und Endabrechnungsverfahren im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats in gleicher Weise berücksichtigt wie 
entsprechende Forderungen im Hoheitsgebiet dieses Vertrags- 
staats. 

Artikel 30 

Schadensersatzansprüche 
des Trägers gegen Dritte 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats Leistungen für einen Schaden zu erhalten hat, der 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingetreten ist, 
nach dessen Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf 
Ersatz des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Träger 
des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften über. Der andere Vertragsstaat erkennt diesen Über- 
gang an. 

(2) Hat der Träger eines Vertragsstaats nach dessen Rechts- 
vorschriften gegen einen Dritten einen ursprünglichen Ersatz- 
anspruch, so erkennt der andere Vertragsstaat dies an. 

(3) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichartiger Leistun- 
gen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger des einen 
Vertragsstaats als auch einem Träger des anderen Vertrags- 
staats zu, so macht der Träger des einen Vertragsstaats auf 
Antrag des Trägers des anderen Vertragsstaats auch dessen 
Ersatzanspruch geltend. Der Dritte kann die Ansprüche der bei- 
den Träger mit befreiender Wirkung durch Zahlung an den einen 
oder anderen Träger befriedigen. Im Innenverhältnis sind die Trä- 
ger anteilig im Verhältnis der von ihnen zu erbringenden Leistun- 
gen ausgleichspflichtig. 

(4) Soweit der Schadensersatzanspruch einer Person den An- 
spruch auf Ersatz von Beiträgen zur Sozialversicherung umfaßt, 
geht auch dieser Ersatzanspruch auf den Leistungsträger des 
ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechtsvor- 
schriften über. 

Artikel 31 
Gebühren und 

Befreiung von der Legalisation 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor- 
gesehene Befreiung oder Ermäßigung von Gebühren einschließ- 
lich Konsulargebühren oder sonstigen Kosten für Schriftstücke 
oder Urkunden, die in Anwendung dieser Rechtsvorschriften vor- 
zulegen sind, ersteckt sich auch auf die entsprechenden Schrift- 
stücke und Urkunden, die in Anwendung dieses Abkommens 
oder der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
erfaßten Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1) des anderen Ver- 
tragsstaats vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die in Anwendung dieses Abkommens oder der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats (Artikel 2 Absatz 1) vor- 
zulegen sind, bedürfen zur Verwendung gegenüber Stellen des 
anderen Vertragsstaats keiner Legalisation oder einer anderen 
ähnlichen Förmlichkeit. 

Artikel 32 

Zustellung und Verkehrssprachen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten können bei der Durchführung dieses Ab- 
kommens und der von seinem sachlichen Geltungsbereich er- 
faßten Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1) unmittelbar mit- 
einander und mit den beteiligten Personen und deren Vertretern 
in ihren Amtssprachen verkehren. Rechtsvorschriften über die 
Zuziehung von Dolmetschern bleiben unberührt. 


(4) A teherviselöknek järulekfizetesi hätralekokkal összefüg- 
gesben az egyik szerzödö ällam felsegterületen tämasztott köve- 
telesei a mäsik szerzödö ällam felsegterületen lefolytatandö 
vegrehajtäsi, valamint csöd- es egyezsegi, felszämoläsi es 
vegelszämoläsi eljäräsok sorän az illetö ällam felsegterületen 
tämasztott megfelelö követelesekkel azonos mödon veendök 
figyelembe. 

30. cikkely 

A teherviselö kärteritesi 
igenyei harmadik fellel szemben 

(1) Ha valamely szemely, aki az egyik szerzödö ällam jogszabä- 
lyai szerint olyan kärböl kifolyölag kapott ellätäst, amely a mäsik 
szerzödö ällam felsegterületen keletkezett, es annak jogszabälyai 
szerint valamely harmadik fellel szemben kärteritesre jogosult, 
ügy ez a kärteritesi igeny az elsö szerzödö ällam teherviselöjere 
szäll ät, a rä vonatkozö jogszabälyok szerint. A mäsik szerzödö 
ällam elismeri ezt az ätszälläst. 

(2) Ha az egyik szerzödö ällam teherviselöje a rä vonatkozö 
jogszabälyok ertelmeben valamely harmadik fellel szemben ere- 
deti teritesi jogosultsäggal bir, ügy a mäsik szerzödö ällam ezt az 
igenyt elismeri. 

(3) Ha az egyazon käreset kapcsän hasonlö jellegü ellätäsok- 
böl mind az egyik szerzödö ällam teherviselöjenek, mind a mäsik 
szerzödö ällam teherviselöjenek kärteritesi igenye van, ügy az 
egyik szerzödö ällam teherviselöje a mäsik szerzödö ällam tehervi- 
selöjenek keresere annak megteritesi igenyet is ervenyesiti. A 
harmadik fei mentesitö hatällyal az egyik, vagy a mäsik tehervi- 
selö javära törtenö fizetes ütjän mindket teherviselö megteritesi 
igenyet kielegitheti. A teherviselök az ältaluk folyösitandö ellätä- 
sok aränyäban tartoznak elszämolni egymässal. 

(4) Amennyiben valamely szemely kärteritesi igenye tärsada- 
lombiztositäsi järulekokra vonatkozö kärteritesi igenyt tartalmaz, 
ügy ez a kärteritesi igeny is az elsö szerzödö ällam ellätäst nyüjtö 
teherviselöjere szäll ät, a rä vonatkozö jogszabälyok szerint. 


31. cikkely 

llletekek es mentesftes 
a hitelesitesi kötelezettseg alöl 

(1 ) Az egyik szerzödö ällam jogszabälyai ertelmeben az ezen 
jogszabälyok alkalmazäsäval összefüggesben bemutatandö 
ügyiratokra vagy okiratokra vonatkozö illetekmentesseg vagy 
illetekkedvezmeny, beleertve a konzuli illetekeket vagy egyeb 
költsegeket, a mäsik szerzödö ällamnak a jelen Egyezmeny tärgyi 
hatälya (2. cikkely 1 . bekezdes) ältal erintett jogszabälyai alkal- 
mazäsäval összefüggesben bemutatandö megfelelö ügyiratokra 
es okiratokra is kiterjed. 

(2) A jelen Egyezmeny vagy az egyik szerzödö ällamnak a jelen 
Egyezmeny tärgyi hatälya (2. cikkely 1 . bekezdes) ältal erintett 
jogszabälyai alkalmazäsäval összefüggesben bemutatandö 
okiratokat a mäsik szerzödö ällam szerveivel szemben törtenö 
felhasznäläs celjära nem szükseges hitelesiteni vagy mäs 
hasonlö formasägoknak alävetni. 

32. cikkely 

Kezbesites es az erintkezes nyelvei 

(1) A szerzödö ällamok teherviselöi, teherviselöinek szövetse- 
gei, hatösägai es birösägai a jelen Egyezmeny es az annak tärgyi 
hatälya ältal erintett jogszabälyok (2. cikkely 1 . bekezdes) vegre- 
hajtäsa sorän sajät hivatalos nyelvükön közvetlenül erintkezhet- 
nek egymässal, az erintett szemelyekkel es azok kepviselöivel. A 
tolmäcsok igenybevetelere vonatkozö jogszabälyokat ez a ren- 
delkezes nem erinti. 
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(2) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten dürfen Eingaben und Urkunden nicht zu- 
rückweisen, weil sie in der Amtssprache des anderen Vertrags- 
staats abgefaßt sind. 

(3) Urteile, Bescheide oder sonstige Schriftstücke können 
einer Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats aufhält, unmittelbar durch eingeschriebenen Brief mit 
Rückschein zugestellt werden. Dies gilt auch für Urteile, Be- 
scheide und andere zustellungsbedürftige Schriftstücke, die bei 
der Durchführung des deutschen Gesetzes über die Versorgung 
der Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, die dieses für 
entsprechend anwendbar erklären, erlassen werden. 

Artikel 33 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Vertragsstaats bei einer Stelle im anderen Vertragsstaat 
gestellt worden, die für die Annahme des Antrags auf eine ent- 
sprechende Leistung nach den für sie geltenden Rechts- 
vorschriften zugelassen ist, so gilt der Antrag als bei dem zu- 
ständigen Träger gestellt. Dies gilt für sonstige Anträge sowie für 
Erklärungen und Rechtsbehelfe entsprechend. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind von der 
Stelle des einen Vertragsstaats, bei der sie eingereicht worden 
sind, unverzüglich an die zuständige Stelle des anderen Ver- 
tragsstaats weiterzuleiten. 

(3) Ein Antrag auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften des 
einen Vertragsstaats gilt auch als Antrag auf eine entsprechende 
Leistung nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich bean- 
tragt, daß die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats erworbenen Ansprüche auf Leistungen 
bei Alter aufgeschoben wird. 

Artikel 34 

Vertretungsbefugnis der Auslandsvertretungen 

Die Auslandsvertretungen des einen Vertragsstaats im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats sind berechtigt, auf Antrag 
der Berechtigten die zur Sicherung und Erhaltung der Rechte der 
Staatsangehörigen des ersten Staats notwendigen Handlungen 
ohne Nachweis einer Vollmacht vorzunehmen. Sie können ins- 
besondere bei den Trägern, Verbänden von Trägern, Behörden 
und Gerichten des anderen Vertragsstaats im Interesse der 
Staatsangehörigen Anträge stellen, Erklärungen abgeben oder 
Rechtsbehelfe einbringen. 

Artikel 35 
Datenschutz 

(1) Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts peronenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Daten dürfen für die Durchführung dieses Abkommens 
und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, an die 
danach im Empfängerstaat zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Der Empfängerstaat darf sie für diese Zwecke 
verarbeiten und nutzen. Eine Weiterübermittlung im Empfän- 
gerstaat an andere Stellen oder die Verwendung im Empfän- 
gerstaat für andere Zwecke ist im Rahmen des Rechts des 
Empfängerstaats zulässig, wenn dies Zwecken der sozialen 
Sicherung einschließlich damit zusammenhängender gericht- 
licher Verfahren dient. Im übrigen darf die Weiterübermittlung 
an andere Stellen nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu- 
chen in Einzelfällen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 


(2) A szerzödö ällamok teherviselöi, teherviselöinek szövetse- 
gei, hatösägai es bfrösägai beadvänyokat es okiratokat nem 
utasithatnak vissza azert, mert azok a mäsik szerzödö ällam 
hivatalos nyelven keszültek. 

(3) Az iteletek, hatärozatok es egyeb ügyiratok tertivevenyes 
ajänlott leveiben közvetlenül megküldhetök a mäsik szerzödö 
ällam felsegterületen tartözkodö szemelynek. Ez a häborü äldo- 
zatainak ellätäsäröl szölö nemet törveny, valamint az ezen tör- 
veny megfelelö alkalmazhatösägät kimondö törvenyek vegre- 
hajtäsa kapcsän kibocsätott iteletekre, hatärozatokra es egyeb 
kezbesftendö ügyiratokra is vonatkozik. 


33. cikkely 

A kerelmek azonos elbfräläsa 

(1) Ha az egyik szerzödö ällam jogszabälyai szerinti ellätäsra 
vonatkozö kerelmet a mäsik szerzödö ällamnak egy olyan szer- 
venel nyüjtottäk be, amely a rä vonatkozö jogszabälyok szerint 
jogosult a megfelelö ellätäs folyösitäsa iränti kerelem ätvetelere, 
akkor a kerelem ügy tekintendö, mintha ezt az illetekes tehervi- 
selönel nyüjtottäk volna be. Ez az egyeb kerelmekre, valamint 
nyilatkozatokra es jogorvoslatokra is megfelelöen vonatkozik. 

(2) Az egyik szerzödö ällam azon szervenek, amelynel a kerel- 
met, nyilatkozatot es jogorvoslatot benyüjtottäk, haladektalanul 
toväbbitania keil azt a mäsik szerzödö ällam illetekes szervehez. 

(3) Az egyik szerzödö ällam jogszabälyok szerint folyösftandö 
ellätäs iränti kerelem a mäsik szerzödö ällam jogszabälyai szerint 
folyösitandö ellätäs iränti kerelemnek is minösül. Ez a rendelke- 
zes nem ervenyes akkor, ha a kerelmezö kifejezetten keri, hogy a 
mäsik szerzödö ällam jogszabälyai szerint megszerzett, öregkori 
ellätäsra vonatkozö igenyjogosultsäg megällapitäsät halasszäk 
ei. 

34. cikkely 

A külkepviseletek kepviseleti joga 

Az egyik szerzödö ällamnak a mäsik szerzödö ällam felseg- 
területen müködö külkepviseletei az elsö szerzödö ällam ällam- 
polgärai jogainak biztositäsa es fenntartäsa celjäböl a jogosultak 
keresere külön felhatalmazäs nelkül jogosultak megtenni a 
szükseges lepeseket. Az ällampolgärok erdekeben föleg a mäsik 
szerzödö ällam teherviselöinel, teherviselöik szövetsegeinel, 
hatösägainäl es bfrösägainäl järhatnak ei, kerelmeket nyüjthatnak 
be, nyilatkozatokat tehetnek, vagy jogorvoslatert folyamodhatnak. 


35. cikkely 
Adatvedelem 

(1) Amennyiben a jelen Egyezmeny alapjän belsö ällami jog- 
szabälyok szerint szemelyes jellegü adatok közlesere kerül sor, 
ügy az illetö szerzödö ällamban ervenyes jogszabälyok figyelem- 
be vetele mellett az aläbbi rendelkezesek ervenyesek: 

a) Az adatokat a fogadö ällamban a jelen Egyezmeny es az 
annak hatälya alä eso jogszabälyok vegrehajtäsa celjäböl az 
Egyezmeny szerint erre jogosult szerveknek szabad toväb- 
badni. A fogadö ällam az adatokat ilyen celra feldolgozhatja 
es felhasznälhatja. Az adatoknak a fogadö ällamban mäs 
szervek reszere valö toväbbadäsa vagy az adatoknak a 
fogadö ällamban mäs celra valö felhasznäläsa a fogadö ällam 
jogszabälyai kereteben akkor megengedett, amennyiben ez a 
tärsadalombiztositäs celjait szolgälja, beleerte az ezzel 
összefüggö bfrösägi eljäräsokat is. Egyebkent az adatokat 
mäs szervek reszere csak az adatszolgältatö szerv elözetes 
engedelyevel szabad toväbbadni. 

b) A fogadö szerv egyedi esetekben megkereses alapjän täje- 
koztatja az adatszolgältatö szervet az ätadott adatok felhasz- 
näläsäröl es az ezältal eiert eredmenyekröl. 
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c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nach dem Recht des übermittelnden Staats nicht über- 
mittelt werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies 
der empfangenden Stelle unverzüglich mitzuteilen. Sie ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung vorzunehmen. 

d) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Im übrigen richtet 
sich das Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person 
vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem inner- 
staatlichen Recht des Vertragsstaats, von dessen Stelle die 
Auskunft begehrt wird. 

e) Hat eine Stelle des einen Vertragsstaats personenbezogene 
Daten aufgrund dieses Abkommens übermittelt, kann die 
empfangende Stelle des anderen Vertragsstaats sich im Rah- 
men ihrer Haftung nach Maßgabe des nationalen Rechts 
gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht dar- 
auf berufen, daß die übermittelten Daten unrichtig gewesen 
sind. Leistet die empfangende Stelle Schadensersatz wegen 
eines Schadens, der durch die Verwendung von unrichtig 
übermittelten Daten verursacht wurde, so erstattet die über- 
mittelnde Stelle der empfangenden Stelle den Gesamtbetrag 
des geleisteten Ersatzes. 

f) Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, so- 
bald sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden sind, 
nicht mehr erforderlich sind und kein Grund zu der Annahme 
besteht, daß durch die Löschung schutzwürdige Interessen 
des Betroffenen im Bereich der sozialen Sicherung beein- 
trächtigt werden. 

g) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge- 
nen Daten festzuhalten. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, personenbezogene Daten, die übermittelt werden, wirk- 
sam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten für Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse entsprechend. 

Kapitel 2 

Durchführung und Auslegung dieses Abkommens 

Artikel 36 

Durchführungsvereinbarungen 
und Verbindungsstellen 

(1) Die Regierungen oder die zuständigen Behörden können 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verein- 
barungen schließen. Die zuständigen Behörden unterrichten ein- 
ander über Änderungen und Ergänzungen der für sie geltenden 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten 
Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1). 

(2) Die Vertragsstaaten bestimmen zur Durchführung dieses 
Abkommens folgende Verbindungsstellen: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

für die Krankenversicherung 

die Deutsche Verbindungsstelle, Krankenversicherung-Ausland, 
Bonn, 

für die Unfallversicherung 

der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften e.V., 
Sankt Augustin, 


c) Az adatszolgältatö szerv köteles figyelemmel lenni a közlendö 
adatok helyessegere, valamint azoknak az adatszolgältatäs- 
sal követett cel szempontjäböl valö szüksegessegere es 
aränyossägära. Ilyen esetben figyelembe keil venni az illetö 
ällam mindenkori belsö jogszabälyai szerint ervenyes adat- 
szolgältatäsi tilalmakat. Amennyiben kiderül, hogy a közölt 
adatok hibäsak, vagy hogy olyan adatokat közöltek, amelye- 
ket az adatszolgältatö ällam jogszabälyai szerint nem lett 
volna szabad közölni, ügy erröl haladektalanul ertesiteni keil a 
fogadö szervet. A fogadö szerv köteles az adatokat helyesbi- 
teni, vagy törölni. 

d) Az erintett szemelyt - annak kerelmere - täjekoztatni keil a 
szemelyevel kapcsolatban közölt informäciökröl es azok ter- 
vezett felhasznäläsänak a celjäröl. Egyebkent az erintett 
szemely jogai a szemelyeröl meglevö informäciökröl valö täje- 
koztatäsi kötelezettseg tekinteteben annak a szerzödö ällam- 
nak a belsö jogszabälyaihoz igazodnak, amelyeknek vala- 
mely szervetöl a täjekoztatäst kerik. 

e) Ha az egyik szerzödö ällam valamely szerve a jelen Egyez- 
meny alapjän szemelyes jellegü adatokat szolgältatott, ügy a 
mäsik szerzödö ällam fogadö szerve a nemzeti jog ältal elöirt 
felelössegvällaläsa kereteben nem hivatkozhat a sertettel 
szemben mentsegkent arra, hogy a közölt adatok helytelenek 
voltak. Amennyiben a fogadö szerv egy olyan kär miatt fizet 
kärteritest, amely a helytelenül közölt adatok felhasznäläsa 
ältal következett be, ügy az adatszolgältatö szerv teljes 
összegben megteriti a fogadö szervnek a kärteritesre fordftott 
összeget. 

f) Amennyiben mär nem szüksegesek azon cel erdekeben, 
amiert közöltek öket, vagy ha abböl lehet kiindulni, hogy az 
adatok törlese nem serti az erintett szemely jogos erdekeit a 
tärsadalombiztositäs területen, az ätadott szemelyi adatokat 
törölni keil. 

g) A szemelyes jellegü adatok ätadäsät, illetve ätvetelet az ätadö 
es a fogadö szerv köteles rögziteni. 

h) Az ätadö es a fogadö szerv köteles gondoskodni az ätadott 
szemelyes jellegü adatok hatekony vedelmeröl, illetektelen 
hozzäferes, valamint jogtalan megvältoztatäs es az illetekte- 
len nyilvänossägra hozatal eilen. 

(2) Az 1. bekezdes rendelkezesei megfelelöen ervenyesek a 

vällalati es az üzleti titkokra is. 


2. fejezet 

Az Egyezmeny vegrehajtäsa es ertelmezese 

36. cikkely 
Vegrehajtäsi 

megällapodäsok es összekötö szervek 

(1) A kormänyok vagy az illetekes hatösägok a jelen egyez- 
meny vegrehajtäsähoz szükseges megällapodäsokat köthetnek. 
Az illetekes hatösägok kölcsönösen täjekoztatjäk egymäst a 
räjuk vonatkozö, a jelen Egyezmeny tärgyi hatälya ältal erintett 
jogszabälyok (2. cikkely 1. bekezdes) mödositäsäröl es kiege- 
sziteseröl. 

(2) A szerzödö ällamok a jelen Egyezmeny vegrehajtäsära az 
aläbbi összekötö szerveket jelölik ki: 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasägban 

a betegsegbiztositäsra 

a Deutsche Verbindungsstelle, Krankenversicherung-Ausland, 
Bonn, 

a balesetbiztositäsra 

a Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaft e.V., 
Sankt Augustin, 
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für die Rentenversicherung der Arbeiter 

die Landesversicherungsanstalt Thüringen, Erfurt, 

für die Rentenversicherung der Angestellten 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 
die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 

die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saarbrücken; 

in der Republik Ungarn 

für die Krankenversicherung und die Unfallkrankenversicherung 
die Orszägos Egeszsegbiztositäsi Penztär (Nationale Kasse für 
Gesundheitsversicherung), 

für die Rentenversicherung und die Unfallversicherung 
die Orszägos Nyugdijbiztositäsi Föigazgatösäg (Generalverwal- 
tung der ungarischen Rentenversicherung). 

(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es nicht bereits 
vorschreiben, ist innerhalb der Rentenversicherung der Arbeiter 
die für diese eingerichtete Verbindungsstelle für alle Verfahren 
einschließlich der Feststellung und Erbringung von Leistungen 
zuständig, wenn 

a) Versicherungszeiten nach den deutschen und ungarischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt oder anzurechnen sind oder 

b) sonstige im Gebiet der Republik Ungarn zurückgelegte Zeiten 
nach den deutschen Rechtsvorschriften über Fremdrenten 
anzurechnen sind oder 

c) der Berechtigte sich im Hoheitsgebiet der Republik Ungarn 
gewöhnlich aufhält oder 

d) der Berechtigte sich als ungarischer Staatsangehöriger ge- 
wöhnlich außerhalb der Vertragsstaaten aufhält. 

Dies gilt für Leistungen zur Rehabilitation nur, wenn sie im Rah- 
men eines laufenden Rentenverfahrens erbracht werden. 

(4) Die Zuständigkeit der Bahnversicherungsanstalt und der 
Seekasse nach den deutschen Rechtsvorschriften bleibt un- 
berührt. 

(5) Die Verbindungsstellen und die in Absatz 4 genannten deut- 
schen Träger werden ermächtigt, unter Beteiligung der zustän- 
digen Behörden unbeschadet des Absatzes 1 für ihren Zu- 
ständigkeitsbereich die zur Durchführung dieses Abkommens 
notwendigen und zweckmäßigen Verwaltungsmaßnahmen zu 
vereinbaren, einschließlich des Verfahrens über die Erstattung 
und die Zahlung von Geldleistungen. 

Artikel 37 

Währung und Umrechnungskurse 

Geldleistungen können von einem Träger eines Vertragsstaats 
an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats aufhält, in dessen Währung mit befreiender Wirkung 
erbracht werden. Im Verhältnis zwischen dem Träger und dem 
Berechtigten ist für die Umrechnung der Kurs des Tages maß- 
gebend, der bei der Übermittlung der Geldleistung zugrunde 
gelegt worden ist. Hat ein Träger an einen Träger des anderen 
Vertragsstaats Zahlungen vorzunehmen, so sind diese in der 
Währung des zweiten Vertragsstaats zu leisten. Hat ein Träger in 
den Fällen der Artikel 29 und 30 an den Träger des anderen 
Vertragsstaats Zahlungen vorzunehmen, so sind diese in der 
Währung des ersten Vertragsstaats vorzunehmen. 


Artikel 38 
Erstattungen 

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaats Geldleistungen zu 
Unrecht erbracht, so kann der zu Unrecht gezahlte Betrag von 
einer entsprechenden Leistung nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats zugunsten des Trägers einbehalten 
werden. 


a munkäsok nyugdijbiztositäsära 
a Landesversicherungsanstalt Thüringen, Erfurt, 

az alkalmazottak nyugdijbiztositäsära 
a Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

a bänyäszok nyugdijbiztositäsära 
a Bundesknapschaft Bochum, 

a kohäszok kiegeszitö biztosftäsära 

a Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saarbrücken: 
a Magyar Köztärsasägban 

az egeszsegbiztositäsra es baleseti egeszsegbiztositäsra 
az Orszägos Egeszsegbiztositäsi Penztär, 

a nyugdijbiztositäsra es baleseti nyugdijbiztositäsra 
az Orszägos Nyugdijbiztositäsi Föigazgatösäg. 

(3) Ha a nemet jogszabälyok mär eleve nem igy rendelkeznek, 
ügy a munkäsok nyugdijbiztositäsän belül mindenfajta eljäräs- 
ban, beleertve az ellätäsok megällapitäsät es folyösitäsät is, az 
ezen biztositäs reszere felällitott összekötö szerv az illetekes, 
amennyiben 

a) nemet es a magyar jogszabälyok szerint megszerzett, vagy 
beszämithatö biztositäsi idökröl van szö, vagy 

b) a Magyar Köztärsasäg területen megszerzett egyeb idöket az 
idegen nyugdijakröl szölö nemet jogszabälyok szerint keil 
beszämitani, vagy 

c) a jogosult szokäsos tartözkodäsi helye a Magyar Köztärsasäg 
felsegterületen van, vagy 

d) a jogosultnak, mint magyar ällampolgärnak a szokäsos tar- 
tözkodäsi helye a szerzödö ällamok felsegterületen kivül van. 

Ez a rehabilitäciöt szolgälö ellätäsokra csak akkor ervenyes, ha a 
folyamatban levö nyugdijazäs kereteben törtentek. 

(4) Ez nem erinti a Vasutasok Biztositö Intezetenek es a Ten- 
geresz Penztärnak a nemet jogszabälyok szerinti illetekesseget. 

(5) Az összekötö szervek es a 4. bekezdesben felsorolt nemet 
teherviselök az 1 . bekezdes erintetlenül hagyäsäval jogosultak, 
hogy az illetekes hatösägok bevonäsäval sajät illetekessegi 
területükön belül megällapodjanak az Egyezmeny vegrehaj- 
täsähoz szükseges es celszerü intezkedesekben, beleertve a 
penzbeli ellätäsok megteritesevel es folyösitäsäval kapcsolatos 
eljäräst. 

37. cikkely 

Penznem es ätszämftäsi ärfolyamok 

Az egyik szerzödö ällam teherviselöje ältal egy a mäsik szer- 
zödö ällam felsegterületen tartözkodö szemely reszere teljesiten- 
dö penzbeli ellätäsok mentesitö hatällyal ennek az ällamnak a 
penznemeben nyüjthatök. A teherviselö es a jogosult közötti vi- 
szony tekinteteben az ätszämitäs azon az ärfolyamon törtenik, 
amely a penzbeli ellätäs ätutaläsära megällapitott napon erveny- 
ben volt. Ha az egyik teherviselönek a mäsik szerzödö ällam 
teherviselöje reszere kifizeteseket keil teljesitenie, ügy azokat a 
mäsodik szerzödö ällam penznemeben keil teljesitenie. Ha vala- 
mely teherviselönek a 29. es 30. cikkely szerinti esetekben a 
mäsik szerzödö ällam teherviselöje javära kifizeteseket keil telje- 
sitenie, ügy ezeket az elsö szerzödö ällam penznemeben keil tel- 
jesitenie. 

38. cikkely 

Teritesi kötelezettsegek 

(1) Ha az egyik szerzödö ällam teherviselöje jogtalanul folyösitott 
penzbeli ellätäst, ügy a jogtalanul folyösitott összeg a mäsik szer- 
zödö ällam jogszabälyai szerint folyösitott megfelelö ellätäsböl az 
illetö teherviselö javära levonhatö. 
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(2) Hat ein Träger der Kranken- oder Unfallversicherung eines 
Vertragsstaats einem Leistungsempfänger einen höheren Betrag 
gezahlt, als den, auf den dieser nach Anwendung der Bestim- 
mungen über das Zusammentreffen von Leistungen (Artikel 12) 
Anspruch hat, so ist der zuviel gezahlte Betrag als Vorschuß des 
die Rente schuldenden Trägers des anderen Vertragsstaats 
anzusehen und zugunsten des Trägers des ersten Vertragsstaats 
einzubehalten. Soweit Rentennachzahlungen über eine Verbin- 
dungsstelle der Rentenversicherung im Wohnstaat des Berech- 
tigten zu leisten sind, behält die mit der Auszahlung beauftragte 
Verbindungsstelle den zuviel gezahlten Betrag zugunsten des 
Trägers der Kranken- oder Unfallversicherung nach den für 
diesen geltenden Bedingungen und Grenzen ein. 

Artikel 39 
Streitbeilegung 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsstaaten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens sollen, so- 
weit möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt 
werden, so wird sie auf Verlangen eines Vertragsstaats einem 
Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staats als Obmann einigen, 
der von den Regierungen beider Vertragsstaaten bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem der eine Vertrags- 
staat dem anderen mitgeteilt hat, daß er die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht einge- 
halten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
jeder Vertragsstaat den Präsidenten des Europäischen Gerichts- 
hofs für Menschenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen 
vorzunehmen. Ist der Präsident Staatsangehöriger eines Ver- 
tragsstaats oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so 
soll der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Ist auch der 
Vizepräsident Staatsangehöriger eines Vertragsstaats oder ist 
auch er verhindert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied 
des Gerichtshofs, das nicht Staatsangehöriger eines Vertrags- 
staats ist, die Ernennung vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit 
aufgrund der zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Ver- 
träge und des allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen 
sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mit- 
glieds sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem 
Schiedsgericht. Die Kosten des Obmanns sowie die sonstigen 
Kosten werden von den Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getra- 
gen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


Teil IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
Artikel 40 

Leistungsansprüche auf Grundlage dieses Abkommens 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leistun- 
gen 

a) für die Zeit vor seinem Inkrafttreten, 

b) in den Fällen, in denen das Abkommen zwischen der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der Re- 
gierung der Ungarischen Volksrepublik über Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiete der Sozialpolitik vom 30. Januar 1 960 
von beiden Vertragsstaaten weiterhin anzuwenden ist. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die vor 
seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
staaten gegebenen rechtserheblichen Tatsachen berücksichtigt. 


(2) Ha az egyik szerzödö ällam betegsegi vagy balesetbiz- 
tositäsänak valamely teherviselöje egy igenyjogosultnak nagyobb 
összeget folyösitott, mint amire az ellätäsok egybeeseseröl szölö 
rendelkezesek ertelmeben (12. cikkely) jogosult lett volna, akkor 
a tülfizetest ügy keil kezelni, mint a mäsik szerzödö ällamnak a 
nyugdij folyösitäsära kötelezett teherviselöje ältal teljesitett elöle- 
get es azt le keil vonni az elsö szerzödö ällam teherviselöje javära. 
Ha abban az ällamban, ahoi a jogosult lakik, a nyugdijbiztositäs 
valamely összekötö szerven keresztül utölag nyugdijat keil 
folyösitani, ügy a kifizetessel megbizott összekötö szerv az arra 
ervenyes feltetelek mellett es keretek között levonja a tülfzetest a 
betegsegi vagy balesetbiztositäs teherviselöje javära. 

39. cikkely 

A vitäs kerdesek rendezese 

(1) A ket szerzödö ällam között jelen Egyezmeny ertelmezese, 
vagy alkalmazäsa kapcsän felmerülö vitäs kerdesek lehetöleg az 
illetekes hatösägok ütjän rendezendök. 

(2) Ha valamely vitäs kerdes igy nem rendezhetö, ügy azt az 
egyik szerzödö ällam követelesere döntöbirösäg eie terjesztik. 

(3) A döntöbirösägot esetenkent hozzäk letre oly mödon, hogy 
mindket szerzödö ällam kirendel egy-egy tagot, akik egymäs 
között megällapodnak az elnök szemelyeröl, aki valamely har- 
madik ällam ällampolgära es akit a ket szerzödö ällam kormänyai 
neveznek ki. A tagokat ket hönapon belül, az elnököt pedig 
härom hönapon belül keil kinevezni, attöl szämitva, miutän az 
egyik szerzödö ällam ertesitette a mäsik szerzödö ällamot arröl, 
hogy a vitäs kerdest döntöbirösäg eie kivänja terjeszteni. 

(4) Amennyiben a 3. bekezdesben megjelölt hatäridöket nem 
tartjäk be, ügy egyeb megällapodäs hiänyäban mindket szerzödö 
ällam kerheti az Emberi Jogok Euröpai Birösäga elnöket, hogy 
eszközölje a szükseges kinevezeseket. Ha az elnök az egyik 
szerzödö ällam ällampolgära, vagy valamilyen egyeb oknäl fogva 
nem tud eleget tenni a felkeresnek, ügy a kinevezeseket az 
elnökhelyettesnek keil eszközölnie. Ha az elnökhelyettes is az 
egyik szerzödö ällam ällampolgära, vagy ö is akadälyoztatva van, 
ügy a kinevezesek eszközlesere a Birösägnak azt a rangja szerint 
öt követö tagjät keil felkerni, aki nem ällampolgära egyik szerzödö 
ällamnak sem. 

(5) A välasztottbirösäg a szerzödö ällamok között fennällö szer- 
zödesek es az ältalänos nemzetközi jog alapjän szavazattöbb- 
seggel hozza meg dönteseit. Döntesei kötelezö ervenyüek. Az 
ältala kinevezett tag költsegeit, valamint a döntöbirösäg elötti 
kepviseletevel kapcsolatos költsegeket mindegyik szerzödö 
ällam maga viseli. Az elnök költsegeit, valamint az egyeb költse- 
geket a szerzödö ällamok azonos aränyban viselik. A 
döntöbirösäg egyebekben maga alkotja meg eljäräsi szabälyait. 


IV. Resz 

Ätmeneti es zärörendelkezesek 
40. cikkely 

Igenyjogosultsägok a jelen Egyezmeny alapjän 

(1) A jelen Egyezmeny nem adja meg az ellätäsra valö jogo- 
sultsägot 

a) hatälybalepese elötti idöszakra, 

b) olyan esetekben, amelyekre a Nemet Demokratikus Köztär- 
sasäg Kormänya es a Magyar Nepköztärsasäg Kormänya 
között a szociälpolitikaterületen valö együttmüködesröl 1960. 
januär 30-än megkötött egyezmeny mindket szerzödö ällam 
szämära toväbb alkalmazandö. 

(2) Jelen Egyezmeny alkalmazäsa sorän figyelembe keil venni a 
hatälybalepese elött a szerzödö ällamok jogszabälyai szerint 
fennällott jogilag jelentös körülmenyeket is. 
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(3) Frühere im Einzelfall getroffene Entscheidungen stehen der 
Anwendung dieses Abkommens nicht entgegen. 

(4) Wird ein Antrag auf Feststellung einer Rente, auf die nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens Anspruch besteht, 
innerhalb von zwölf Monaten nach seinem Inkrafttreten gestellt, 
so beginnt die Rente mit dem Kalendermonat, zu dessen Beginn 
die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt waren, frühestens mit dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens. 

(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens fest- 
gestellt worden sind, werden auf Antrag neu festgestellt, wenn 
sich allein aufgrund der Bestimmungen dieses Abkommens eine 
Änderung ergibt. 

(6) Ergäbe die Neufeststellung nach Absatz 5 keine oder eine 
niedrigere Rente, als sie zuletzt für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens gezahlt worden ist, so ist die Rente in der 
bisherigen Flöhe weiter zu erbringen. 


Artikel 41 
Schlußprotokoll 

Das beiliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil dieses Ab- 
kommes. 

Artikel 42 
Ratifikation 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Es tritt am ersten Tage des zweiten auf den Austausch der 
Ratifikationsurkunden folgenden Monats in Kraft. 

Artikel 43 
Abkommensdauer 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Jeder Vertrtagsstaat kann es unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs auf diplomatischem 
Wege schriftlich kündigen. 

(2) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, so 
gelten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Lei- 
stungsansprüche weiter. Einschränkende Rechtsvorschriften 
über den Ausschluß eines Anspruchs oder das Ruhen oder die 
Entziehung von Leistungen wegen des Aufenthalts im Ausland 
bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 


Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren 
Siegeln versehen. 

Geschehen zu Budapest am 2. Mai 1998 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und ungarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


(3) Koräbbi egyedi esetekben hozott döntesek a jelen Egyez- 
meny alkalmazäsät nem akadälyozzäk. 

(4) Ha a jelen Egyezmeny alapjän, annak hatälybalepesetöl 
szämitott 12 hönapon belül olyan nyugdij megällapitäsa iränti 
kerelmet nyüjtanak be, amelyre csak a jelen Egyezmeny figye- 
lembevetelevel all fenn igenyjogosultsäg, ügy a nyugdij folyösitä- 
sa azzal a naptäri hönappal kezdödik, amelynek kezdeten az 
ezen igenyjogosultsäghoz szükseges feltetelek teljesültek, leg- 
koräbban azonban az Egyezmeny hatälybalepesevel. 

(5) A jelen Egyezmeny hatälybalepese elött megällapitott 
nyugdijak - kerelemre - üjra megällapithatök, ha kizärölag a jelen 
Egyezmeny elöiräsaiböl kifolyölag valamely vältozäs adödik. 

(6) Ha az 5. bekezdes szerinti üjramegällapitäs eredmenyekent 
nyugdij nem lenne megällapithatö, vagy annak összege a jelen 
Egyezmeny hatälybalepese elötti idöszakban utoljära folyösitott 
nyugdij összegenel alacsonyabb lenne, ügy a nyugdij toväbbra is 
az eddigi összegben folyösitandö. 

41. cikkely 
Zäröjegyzökönyv 

A mellekelt Zäröjegyzökönyv a jelen Egyezmeny reszet kepezi. 

42. cikkely 
Megerö'sites 

(1) Jelen Egyezmenyt meg keil erösiteni; a megerösitö 
okmänyokat a lehetö leghamarabb Bonnban kicserelik. 

(2) Jelen Egyezmeny a megerösitö okiratok kicserelese 
hönapjät követö mäsodik hönap elsö napjän lep hatälyba. 

43. cikkely 

Az Egyezmeny idö'beli hatälya 

(1) A jelen Egyezmeny hatärozatlan idöre köttetik. Mindket 
szerzödö ällam jogosult az Egyezmenyt bärmely naptäri ev vege- 
re härom hönapos hatäridövel diplomäciai üton iräsban felmon- 
dani. 

(2) Ha az Egyezmenyt felmondäs miatt hatälyon kivül helyezik, 
ügy annak rendelkezesei az addig megszerzett ellätäsra valö 
igenyjogosultsägok tekinteteben toväbbra is ervenyben marad- 
nak. Az olyan korlätozö jogszabälyok, amelyek a külföldön valö 
tartözkodäs miatt valamely igeny kizäräsäröl, vagy az ellätäsok 
szünetelteteseröl, vagy megvonäsäröl rendelkeznek, ezen ige- 
nyek vonatkozäsäban figyelmen kivül hagyandbk. 


Ennek hiteleül a Szerzödö Felek kellö felelösseggel felruhäzott 
meghatalmazottai a jelen Egyezmenyt aläirtäk es pecsetjükkel 
ellätäk. 

Keszült Budapesten, 1998. mäjus 2-än ket eredeti peldäny- 
ban, nemet es magyar nyelven, mindket szöveg egyaränt hiteles. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg Kormänya neveben 
Hasso Buchrucker 
Norbert Blüm 

Für die Republik Ungarn 
A Magyar Köztärsasäg Kormänya neveben 
Mihäly Kökeny 
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Schlußprotokoll 

zum Abkommen vom 2. Mai 1998 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Ungarn 
über Soziale Sicherheit 

Zäröjegyzökönyv 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
es a Magyar Köztärsasäg 
között a szociälis biztonsägröl 
kötött egyezmenyhez 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Ungarn geschlossenen 
Abkommens über Soziale Sicherheit erklären die Bevollmäch- 
tigten beider Vertragsstaaten, daß Einverständnis über folgendes 
besteht: 

1 . Zu Artikel 2 des Abkommens: 

a) Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehen- 
de hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung und für 
die Alterssicherung der Landwirte gelten die besonderen 
Bestimmungen über die Rentenversicherung (Teil II Ka- 
pitel 3) des Abkommens nicht. 

b) Die von einem Vertragsstaat mit einem Drittstaat ab- 
geschlossenen bilateralen Vereinbarungen, nach denen 
die in dem Drittstaat zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten von diesem Vertragsstaat bei der Feststellung der 
Leistung berücksichtigt werden, wenn die betreffende 
Person dort ihren Wohnsitz hat, sind nicht als Versiche- 
rungslastregelungen anzusehen. 

2. Zu Artikel 3 des Abkommens: 

In bezug auf die Bundesrepublik Deutschland gehören 

a) Staatenlose im Sinne des Übereinkommens vom 
28. September 1954 über die Rechtsstellung Staaten- 
loser zu den unmittelbar erfaßten Personen und 

b) andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von 
einem Staatenlosen ableiten, zu den mittelbar erfaßten 
Personen. 

3. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

a) Versicherungslastregelungen in den von beiden Ver- 
tragsstaaten geschlossenen anderen zwischenstaat- 
lichen Übereinkünften bleiben unberührt. 

b) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mitwir- 
kung der Versicherten und der Arbeitgeber in den Orga- 
nen der Selbstverwaltung der Träger und der Verbände 
sowie in der Rechtsprechung der Sozialen Sicherheit 
gewährleisten, bleiben unberührt. 

c) Ungarische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich außer- 
halb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik Deutsch- 
land aufhalten, sind zur freiwilligen Versicherung in der 
deutschen Rentenversicherung berechtigt, wenn sie zu 
dieser für mindestens 60 Monate Beiträge wirksam ent- 
richtet haben; günstigere innerstaatliche Regelungen 
bleiben unberührt. Dies gilt auch für die in Artikel 3 Num- 
mer 2 des Abkommens und Nummer 2 Buchstabe a 
dieses Schlußprotokolls bezeichneten Flüchtlinge und 
Staatenlosen, die sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der 
Republik Ungarn aufhalten. 

4. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Hoheits- 
gebiet der Republik Ungarn gilt die Bestimmung über 
die Gleichstellung der Hoheitsgebiete (Artikel 5) in bezug 
auf eine Rente nach den deutschen Rechtsvorschriften 


A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg es a Magyar Köztär- 
sasäg között a szociälis biztonsägröl a mai napon kötött egyez- 
meny aläiräsa alkalmäböl a ket szerzödö ällam meghatalmazottai 
kijelentik, hogy egyetertes uralkodik az aläbbiakban: 

1 . Az egyezmeny 2. cikkelyehez: 

a) A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg ban fennällö 
kohäsz kiegeszitö biztositäs es a mezögazdasägi 
gazdälkodök öregsegi biztositäsa tekinteteben a 
nyugdijbiztositäsra vonatkozö különleges rendelkezesek 
(II. resz, 3. fejezet) nem ervenyesek. 

b) Az egyik szerzödö ällamnak valamely harmadik ällammal 
kötött ketoldalü megällapodäsai, amelyek szerint ezen 
szerzödö ällam a harmadik ällamban eltöltött biztositäsi 
idöket az ellätäs megällapitäsänäl figyelembe veszi, 
amennyiben az erintett szemelynek ott van a laköhelye, 
nem tekintendök biztositäsi terhekre vonatkozö szabä- 
lyozäsoknak. 

2. Az egyezmeny 3. cikkelyehez: 

A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg vonatkozäsäban 

a) az 1954. szeptember 28-i, a hontalanok jogälläsäröl 
szölö megällapodäs ertelmeben vett hontalanok közvet- 
lenül erintett szemelyek, 

b) az egyeb szemelyek azon jogaik tekinteteben, amelyeket 
valamely hontalantöl szärmaztatnak, közvetve erintett 
szemelyek. 

3. Az egyezmeny 4. cikkelyehez: 

a) Az egyezmeny nem erinti a ket szerzödö ällam ältal 
kötött mäs ällamközi megällapodäsokban lefektetett, a 
biztositäsi teherviselesre vonatkozö szabälyozäsokat. 

b) Az egyezmeny nem erinti a szerzödö ällamok azon 
jogszabälyait, amelyek a biztositottaknak es a munka- 
adöknak a teherviselök önkormänyzati szerveiben es 
szövetsegeiben, valamint a szociälis biztonsägra vonat- 
kozö joggyakorlat teren valö együttmüködeset szavatol- 
jäk. 

c) Azok a magyar ällampolgärok, akiknek a szokäsos tar- 
tözkodäsi helye a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
felsegterületen kivül van, jogosultuk önkentes biztositäst 
kötni a nemet nyugdijbiztositäsban, ha annak legaläbb 
60 hönapon keresztül tenylegesen befizettek a järulekot; 
ez a rendelkezes nem erinti az ällamon belüli kedvezöbb 
szabälyozäsokat. Ez vonatkozik az egyezmeny 3. cikke- 
lyenek 2. pontjäban es jelen zäröjegyzökönyv 2. pont- 
jänak a. pontjäban emlitett menekültekre es hontalanok- 
ra is, akiknek szokäsos tartözkodäsi helye a Magyar 
Köztärsasäg felsegterületen van. 

4. Az egyezmeny 5. cikkelyehez: 

a) Azokra a szemelyekre, akiknek szokäsos tartözkodäsi 
helye a Magyar Köztärsasäg felsegterületen van, a fel- 
segterületek azonos elbiräläsäröl szölö rendelkezes 
(5. cikkely) a nemet jogszabälyok szerinti csökkent 
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wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur, wenn der An- 
spruch unabhängig von der Lage auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt besteht. 

b) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen 
aus Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten), die nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einge- 
treten sind, sowie über Leistungen aus Versicherungs- 
zeiten, die nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland zurückgelegt sind, bleiben unberührt. 


c) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen zur 
Rehabilitation durch die Träger der Rentenversicherung 
bleiben unberührt. 

d) Die deutschen Rechtsvorschriften, die das Ruhen von 
Ansprüchen aus der Rentenversicherung für Personen 
vorsehen, die sich einem gegen sie betriebenen Straf- 
verfahren durch Aufenthalt im Ausland entziehen, wer- 
den nicht berührt. 

e) Die Artikel 5, 15, 16, 22 und 23 finden in bezug auf die 
Sachleistungen der Krankenversicherung und der Unfall- 
versicherung keine Anwendung auf Arbeitnehmer, die 
auf Grundlage der Vereinbarung zwischen den Regie- 
rungen der Vertragsstaaten über die Entsendung ungari- 
scher Arbeitnehmer aus in der Republik Ungarn ansässi- 
gen Unternehmen zur Beschäftigung auf der Grundlage 
von Werkverträgen in der Bundesrepublik Deutschland 
tätig sind. 

5. Zu den Artikeln 6 bis 1 1 und Artikel 1 8 Absatz 2 des Abkom- 
mens: 

a) Untersteht eine Person nach den Bestimmungen des 
Abkommens über die Versicherungspflicht 

- den deutschen Rechtsvorschriften, so finden auf sie 
und ihren Arbeitgeber auch die deutschen Rechtsvor- 
schriften über die Versicherungspflicht in der Arbeits- 
losenversicherung und der Pflegeversicherung An- 
wendung, 

- den ungarischen Rechtsvorschriften, so finden auf sie 
und ihren Arbeitgeber auch die ungarischen Rechts- 
vorschriften über Arbeitslosenversicherung Anwen- 
dung. 

b) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind ver- 
pflichtet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Un- 
fallverhütung und der Arbeitshygiene mit den dafür 
zuständigen Trägem und Organisationen des Staats, in 
dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, zusammenzuar- 
beiten. Weitergehende innerstaatliche Rechtsvorschrif- 
ten bleiben unberührt. 

6. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

Die festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens bereits entsandt sind, mit 
diesem Tag. 

7. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Die deutschen Rechtsvorschriften der Unfallversicherung 
zum Versicherungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen 
beschäftigungsunabhängigen Handlungen im Ausland blei- 
ben unberührt. Besteht Anspruch auf Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten, so wird die 
günstigere Leistung gezahlt unter Anrechnung der Leistung 
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats. 

8. Zu Artikel 1 0 des Abkommens: 

a) Die in Absatz 2 festgesetzte Frist beginnt für Personen, 
die am Tag des Inkrafttretens des Abkommens beschäf- 
tigt sind, mit diesem Tag. 


keresökepessegböl szärmazö nyugdij vonatkozäsäban 
csak akkor ervenyes, ha az igenyjogosultsäg a nemet 
munkaeröpiaci helyzettöl függetlenül fennäll. 

b) Az egyezmeny nem erinti azokat a nemet jogszabälyo- 
kat, amelyek olyan üzemi balesetekböl (foglalkozäsi 
betegsegekböl) szärmazö ellätäsokat szabälyoznak, 
amelyek nem a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
felsegterületen következtek be, valamint azokat, ame- 
lyek olyan biztositäsi idökböl eredö ellätäsokat szabä- 
lyoznak, amelyeket nem a Nemetorszägi Szövetsegi 
Köztärsasäg felsegterületen szereztek. 

c) A nyugdijbiztositäs teherviselöje ältal rehabilitäciö cel- 
jäböl nyüjtott ellätäsokra vonatkozö nemet jogszabälyo- 
kat az egyezmeny nem erinti. 

d) Az egyezmeny nem erinti azokat a nemet jogszabälyo- 
kat, amelyek a nyugdijbiztositäs ältal nyüjtott ellätäsok 
szünetelteteset irjäk elö olyan szemelyek eseteben, akik 
külföldön valö tartözkodäs reven kibüjnak az ellenük 
folyö büntetöeljäräs alöl. 

e) Az 5, 15, 16, 22. es a 23. cikkelyek nem alkalmazandök 
azon munkavällalök egeszseg biztositäsi es balesetbiz- 
tositäsi termeszetbeni ellätäsaira, akik a szerzödö älla- 
mok kormänyai között a magyarorszägi szekhelyü 
vällalatok magyar munkavällalöinak foglalkoztatäs cel- 
jäböl valö kiküldeteseröl kötött megällapodäs ertelme- 
ben vällalkozäsi szerzödesek alapjän dolgoznak a 
Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg ban. 

5. Az egyezmeny 6. cikkelyetöl all. cikkelyig es a 1 8. cikkely 
2. bekezdesehez: 

a) Ha valamely szemelyre az egyezmenynek a biztositäsi 
kötelezettsegröl szölö rendelkezesei szerint 

- a nemet jogszabälyok vonatkoznak, ügy erre es 
munkaadöjära a munkanelküli biztositässal es az 
äpoläsi biztositässal kapcsolatos biztositäsi kötele- 
zettsegröl szölö nemet jogszabälyok is alkalmazan- 
dök; 

- a magyar jogszabälyok vonatkoznak, ügy erre es 
munkaadöjära a munkanelküli ellätäsröl szölö magyar 
jogszabälyok is alkalmazandök. 

b) A kiküldött munkavällalök munkaadöi a munkavedelem, 
a balesetvedelem es a foglalkozäsegeszsegügy 
területen kötelesek együttmü'ködni azon ällamnak e 
területeken illetekes teherviselöivel es szervezeteivel, 
ahoi a munkavällallöt foglalkoztatjäk. A toväbbi belsö 
jogszabälyokat ezen szakasz nem erinti. 

6. Az egyezmeny 7. cikkelyehez: 

Azon szemelyek eseteben, akik az egyezmeny hatäly- 
balepesenek napjän mär kiküldetesben vannak, a megäl- 
lapitott hatäridö ezzel a nappal kezdödik. 

7. Az egyezmeny 9. cikkelyehez: 

A baleseti biztositäs vonatkozäsäban a külföldön törtenö 
segitsegnyüjtässal es mäs, a foglalkoztatästöl független 
intezkedesekkel kapcsolatos biztositäsi vedelemröl szölö 
nemet jogszabälyokat ez a rendelkezes nem erinti. Ha mind- 
ket szerzödö orszäg jogszabälyai szerint fennäll az igenyjo- 
gosultsäg, ügy a mäsik szerzödö orszäg jogszabälyai szerint 
folyösitott ellätäs beszämitäsa mellett a kedvezöbb ellätäs 
kerül kifizetesre. 

8. Az egyezmeny 1 0. cikkelyehez: 

a) Azon szemelyek eseteben, akik az egyezmeny hatäly- 
balepesenek napjän munkaviszonyban ällnak, a 2. 
bekezdesben megällapitott hatäridö ezzel a nappal 
kezdödik. 
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b) In bezug auf die Bundesrepublik Deutschland sind 
„öffentliche Arbeitgeber“ im Sinne des Absatzes 3 Bund, 
Länder, Gemeinden oder Gemeindeverbände sowie 
Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts oder Verbände von solchen. 

c) In bezug auf die Republik Ungarn sind „öffentliche 
Arbeitgeber“ im Sinne des Absatzes 3 die Haushalts- 
organe sowie Körperschaften und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts. 

9. Zu Artikel 1 1 des Abkommens: 

Unterliegt bei Anwendung des Artikels 11 des Abkommens 
die betroffene Person den deutschen Rechtsvorschriften, so 
gilt sie als an dem Ort beschäftigt oder tätig, an dem sie 
zuletzt vorher beschäftigt oder tätig war, wobei eine durch 
die vorherige Anwendung des Artikels 7 des Abkommens 
zustandegekommene andere Regelung weiter gilt. War 
sie vorher nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigt oder tätig, so gilt sie als an dem Ort 
beschäftigt oder tätig, an dem die deutsche zuständige 
Behörde ihren Sitz hat. 


10. Zu Artikel 1 5 des Abkommens: 

a) Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe a ist die Sach- 
leistungsaushilfe (Artikel 16) durch den Träger des Auf- 
enthaltsorts davon abhängig, daß dieser vor der Lei- 
stungserbringung einen Vorschuß in Höhe der voraus- 
sichtlichen Leistungsaufwendungen erhält. 

b) Die Bestimmungen über die Gleichstellung der Hoheits- 
gebiete (Artikel 5 und 15) finden in bezug auf ambulante 
und stationäre Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnah- 
men der Krankenvericherung nur Anwendung, sofern die 
für den zuständigen Träger maßgebenden innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften dies bestimmen. 

11. Zu Artikel 16 des Abkommens: 

Zu den Sachleistungen von erheblicher finanzieller Bedeu- 
tung im Sinne des Absatzes 3 gehören nicht Krankenhaus- 
behandlung, Arzneimittel und andere Sachleistungen, die 
nicht durch ihre Art, sondern durch die Dauer ihrer Notwen- 
digkeit einen erheblichen finanziellen Umfang erreichen. 

1 2. Zu Artikel 1 7 des Abkommens: 

Die Familienversicherung eines nicht erwerbstätigen Ehe- 
gatten nach den deutschen Rechtsvorschriften geht einer 
Versicherung nach den ungarischen Rechtsvorschriften vor. 

1 3. Zu Artikel 1 8 des Abkommens: 

a) Sind nach Absatz 3 die deutschen Rechtsvorschriften 
über die Krankenversicherung der Rentner anzuwenden, 
so ist der Träger der Krankenversicherung zuständig, 
dem der Versicherte in entsprechender Anwendung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Wahlrechte 
und Zuständigkeiten angehört. Wäre danach eine All- 
gemeine Ortskrankenkasse zuständig, so gehört die 
Person der AOK-Rheinland, Regionaldirektion Bonn, an. 


b) Der Empfänger einer Rente oder der Antragsteller auf 
eine Rente hat seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats, wenn er sich dort 
länger als 6 Monate ununterbrochen aufhält. 

c) Ist der Bezieher einer Rente nach den deutschen 
Rechtsvorschriften oder der Antragsteller auf eine sol- 
che Rente, der sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der 
Republik Ungarn aufhält, aufgrund des Absatzes 3 nach 
den deutschen Rechtsvorschriften über die Kranken- 
versicherung versicherungspflichtig, geht diese Versi- 
cherungspflicht unbeschadet des Absatzes 4 einer 
Versicherungspflicht nach den ungarischen Rechtsvor- 
schriften vor. 


b) A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg vonatkozäsä- 
ban a 3. bekezdes ertelmeben „közmunkältatök“ a 
szövetseg, a tartomänyok, a települesek es azok 
szövetsegei, valamint a közjogi testületek, intezmenyek 
vagy alapitvänyok, illetve azok szövetsegei. 

c) A Magyar Köztärsasäg vonatkozäsäban a 3. bekezdes 
ertelmeben „közmunkältatök“ a költsegvetesi szervek, a 
köztestületek es a közalapitvänyok. 

9. Az egyezmeny 1 1 . cikkelyehez: 

Ha valamely szemely az egyezmeny 1 1 . cikkelye alkalmazäsa 
szempontjäböl a nemet jogszabälyok hatälya alä tartozik, ügy 
ez a szemely ügy tekintendö, mintha ugyanott lenne 
munkaviszonyban vagy ugyanott dolgozna, ahoi ezt 
megelözöleg utoljära volt munkaviszonyban vagy dolgozott, 
ebben az esetben toväbbra is ervenyes az egyezmeny 7. 
cikkelyenek ezt megelözö alkalmazäsa sorän keletkezett 
valamely mäs szabälyozäs. Amennyiben koräbban nem volt 
munkaviszonya vagy nem dolgozott a Nemetorszägi 
Szövetsegi Köztärsasäg felsegterületen, akkor ügy tekinten- 
dö, mintha azon a helyen lett volna munkaviszonya vagy ott 
dolgozott volna, ahoi az illetekes nemet hatösäg szekhelye 
van. 

10. Az egyezmeny 15. cikkelyehez: 

a) Az 1 . bekezdes a. pontja eseteben a tartözkodäsi hely 
szerinti teherviselö attöl függöen nyüjt termeszetbeni 
ellätäst (16. cikkely), hogy az ellätäs teljesiteset 
megelözöleg megkapja-e az ellätäsra forditandö költseg 
värhatö összegenek megfelelö elöleget. 

b) A felsegterületek azonos elbiräläsära vonatkozö rendel- 
kezesek (5. es 15. cikkely) az egeszsegbiztositäs kerete- 
ben nyüjtandö ambuläns es körhäzi ellätäsok es rehabi- 
litäciös intezkedesek tekinteteben csak akkor alkalma- 
zandök, ha az illetekes teherviselö szämära mervadö 
belsö ällami jogszabälyok ezt elöirjäk. 

11. Az egyezmeny 1 6. cikkelyehez: 

Nem tartoznak a 3. bekezdes ertelmeben nagyertekü terme- 
szetbeni ellätäsokhoz a körhäzi kezeles, a gyögyszerek es 
mäs termeszetbeni ellätäsok, amelyek nem jellegüknel 
fogva, hanem a nyüjtäsuk szükseges idötartamäböl 
adödöan järnak komoly penzügyi kihatässal. 

12. Az egyezmeny 1 7. cikkelyehez: 

Az eltartott häzastärs nemet jogszabälyok szerinti csalädi 
biztositäsa elsöbbseget elvez a magyar jogszabälyok szerin- 
ti biztositässal szemben. 

1 3. Az egyezmeny 1 8. cikkelyehez: 

a) Ha a 3. bekezdes ertelmeben a nyugdijasok betegbiz- 
tositäsäröl szölö nemet jogszabälyok alkalmazandök, 
ügy a betegbiztositäs azon teherviselöje illetekes, akihez 
- a välasztäsi jogokröl es az illetekessegekröl szölö belsö 
ällami jogszabälyok megfelelö alkalmazäsa eseten - a 
biztositott tartozik. Ha ennek alapjän valamely Ältalänos 
Területi Betegpenztär lenne illetekes, akkor az illetö 
szemely az „AOK Rheinland, Regionaldirektion Bonn“- 
hoz tartozik, („Rajnavideki Ältalänos Területi Betegpenz- 
tär. Bonni regionälis igazgatösäg“) 

b) A nyugdijban reszesülö, vagy nyugdijkerelmet benyüjtö 
szemely szokäsos tartözkodäsi helye akkor van az egyik 
szerzödö ällamban, ha ott több mint 6 hönapon keresz- 
tül megszakitäs nekül tartözkodik. 

c) Amennyiben egy a nemet jogszabälyok szerint nyugdij- 
ban reszesülö vagy egy ilyen nyugdij iränti kerelmet 
benyüjtö szemely, aki szokäsosan a Magyar Köztär- 
sasäg területen tartözkodik, a 3. bekezdes ertelmeben a 
nemet betegbiztositäsi szabälyok szerint biztositäsra 
kötelezett, ügy ez a biztositäsi kötelezettseg a 4. 
bekezdes erintetlenül hagyäsäval elsöbbseget elvez a 
magyar jogszabälyok szerinti biztositäsi kötelezettseg- 
gel szemben. 
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14. Zu Artikel 22 des Abkommens: 

Im Falle des Absatzes 1 ist die Sachleistungsaushilfe durch 
den Träger des Aufenthaltsorts davon abhängig, daß dieser 
vor der Leistungserbringung einen Vorschuß in Höhe der 
voraussichtlichen Leistungsaufwendungen erhält. 

1 5. Zu Artikel 40 Absatz 5 des Abkommens: 

In bezug auf die Bundesrepublik Deutschland können Ren- 
ten, die vor dem Inkrafttreten des Abkommens festgestellt 
worden sind, auch von Amts wegen neu festgestellt werden. 
In diesen Fällen gilt der Tag, an dem der Träger das Verfah- 
ren einleitet, als Tag der Antragstellung nach den Rechts- 
vorschriften des anderen Vertragsstaats. 

16. Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen für nach 
dem Fremdrentenrecht zu entschädigende Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten) sowie über Leistungen für nach dem 
Fremdrentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten blei- 
ben unberührt. 


14. Az egyezmeny 22. cikkelyehez: 

Az 1. bekezdes eseteben a tartözkodäsi hely szerinti teher- 
viselö attöl függöen nyüjt termeszetbeni ellätäst, hogy az 
ellätäs teljeslteset megelözöleg megkapja-e az ellätäsra for- 
ditandö költseg värhatö összegenek megfelelö elöleget. 

15. Az egyezmeny 40. cikkelyenek 5. bekezdesehez: 

A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg vonatkozäsäban 
az egyezmeny hatälybalepeset megelözöen megällapitott 
nyugdijak üjramegällapltäsa hivatalböl is kezdemenyezhetö. 
Ezekben az esetekben a mäsik szerzödö ällam jogszabälyai 
szerint az a nap szämlt a kerelem benyüjtäsa napjänak, 
amelyen a teherviselö meginditja az eljäräst. 

1 6. Jelen egyezmeny nem erinti azokat a nemet jogszabälyokat, 
amelyek az idegen nyugdijakra vonatkozö törvenyek ertel- 
meben az üzemi balesetek (foglalkozäsi betegsegek) terite- 
sere iränyulö ellätäsokat, valamint az idegen nyugdijakra 
vonatkozö törvenyek ertelmeben beszämithatö biztosltäsi 
idökböl szärmazö ellätäsokat szabälyozzäk. 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens vom 2. Mai 1998 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Ungarn 
über Soziale Sicherheit 

Megällapodäs 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg 
es a Magyar Köztärsasäg 

között a szociälis biztonsägröl 1998. mäjus 2-än kötött 
Egyezmeny vegrehajtäsäröl 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Ungarn - 

auf der Grundlage des Artikels 36 Absatz 1 des Abkommens 
vom 2. Mai 1998 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Ungarn über Soziale Sicherheit, im folgenden als 
„Abkommen“ bezeichnet - 

haben folgendes vereinbart: 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den folgenden Bestimmungen werden die im Abkommen 
enthaltenen Begriffe in der dort festgelegten Bedeutung ver- 
wendet. 

Artikel 2 

Aufklärungspflichten 

Den nach Artikel 36 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und den zuständigen deutschen Trägern 
nach Artikel 36 Absatz 4 des Abkommens obliegt im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung über die Rechte 
und Pflichten nach dem Abkommen. 

Artikel 3 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in Artikel 36 Absätze 2 und 4 und in Artikel 28 des 
Abkommens genannten Stellen haben im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit einander und den betroffenen Personen die Tatsachen 
mitzuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die 
zur Sicherung der Rechte und Pflichten erforderlich sind, die 
sich aus den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens genannten 
Rechtsvorschriften sowie dem Abkommen und dieser Verein- 
barung ergeben. 

(2) Hat eine Person nach den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkom- 
mens genannten Rechtsvorschriften, nach dem Abkommen oder 
nach dieser Vereinbarung die Pflicht, dem Träger oder einer 
anderen Stelle bestimmte Tatsachen mitzuteilen, so gilt diese 
Pflicht auch in bezug auf entsprechende Tatsachen, die im 
Gebiet des anderen Vertragsstaats oder nach dessen Rechts- 
vorschriften gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine Person 
bestimmte Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 


A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg kormänya 
es 

a Magyar Köztärsasäg kormänya 

a Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg es a Magyar Köztär- 
sasäg között 1998. mäjus 2-än kötött, a szociälis biztonsägröl 
szölö egyezmeny, toväbbiakban: „Egyezmeny“ 36. cikkelye 1. 
bekezdese alapjän a következökben ällapodtak meg: 


I. szakasz 

Ältalänos rendelkezesek 

1. cikkely 

Fogalommeghatärozäsok 

Az aläbbi rendelkezesekben az egyezmenyben szereplö fogal- 
makat az ott rögzitett ertelmezesben hasznäljäk. 


2. cikkely 

Täjekoztatäsi kötelezettsegek 

Az Egyezmeny 36. cikkelye 2. bekezdese szerint felällitott 
összekötö szervek es az Egyezmeny 36. cikkely 4. bekezdese 
szerinti illetekes nemet teherviselök feladata a sajät illetekessegi 
körükben valö ältalänos täjekoztatäs az Egyezmeny szerinti 
jogokröl es kötelezettsegekröl. 

3. cikkely 

Közlesi kötelezettsegek 

(1) A 36. cikkely 2. es 4. bekezdeseben es a 28. cikkelyben 
felsorolt szerveknek sajät illetekessegi körükben közölniük keil 
egymässal es az erintett szemelyekkel az Egyezmeny 2. cikke- 
lyenek 1. bekezdeseben emlitett jogszabälyokböl, az Egyez- 
menyböl es jelen megällapodäsböl adödö jogok es kötelezett- 
segek biztositäsähoz szükseges tenyeket es rendelkezesre keil 
bocsätaniuk az ehhez szükseges bizonyitekokat. 

(2) Amennyiben valamely szemely az Egyezmeny 2. cikkely 1 
bekezdeseben emlitett jogszabälyok, az Egyezmeny vagy jelen 
megällapodäs alapjän köteles bizonyos tenyeket közölni a teher- 
viselövel vagy mäs szervvel, akkor ez a kötelezettseg vonatkozik 
a mäsik szerzödö ällam területen vagy jogszabälyai ertelmeben 
adödö megfelelö tenyekre is. Ez akkor is ervenyes, ha valamely 
szemelynek meghatärozott bizonyitekokat keil bemutatnia. 
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Artikel 4 

Bescheinigung über 
die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) In den Fällen der Artikel 7, 10 und 11 des Abkommens 
erteilt der zuständige Träger des Vertragsstaats, dessen Rechts- 
vorschriften anzuwenden sind, in bezug auf die in Betracht kom- 
mende Beschäftigung auf Antrag eine Bescheinigung darüber, 
daß der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber diesen Rechts- 
vorschriften unterstehen. Diese muß in den Fällen der Artikel 7 
und 1 1 des Abkommens mit einer bestimmten Gültigkeitsdauer 
versehen sein. 

(2) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt der Träger der Krankenversicherung, an den die Beiträge 
zur Rentenversicherung abgeführt werden, andernfalls die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestelle, Berlin, diese Bescheini- 
gung aus. 

(3) Sind die ungarischen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt die Nationale Kasse für Gesundheitsversicherung diese 
Bescheinigung aus. 


Artikel 5 
Zahlverfahren 

Geldleistungen an Empfänger im Floheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats können unmittelbar oder unter Einschaltung von 
Verbindungsstellen beziehungsweise der zuständigen deutschen 
Träger nach Artikel 36 Absatz 4 des Abkommens ausgezahlt 
werden. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 


Kapitel 1 

Krankenversicherung 


Artikel 6 

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

(1) Für den Bezug von Geldleistungen bei Aufenthalt im 
Floheitsgebiet des Vertragsstaats, in dem der zuständige Träger 
nicht seinen Sitz hat, legt die betreffende Person im Falle einer 
ambulanten Behandlung innerhalb von drei Tagen nach Eintritt 
der Arbeitsunfähigkeit dem Träger des Aufenthaltsorts eine ärzt- 
liche Bescheinigung über ihre Arbeitsunfähigkeit vor. Der Träger 
des Aufenthaltsorts überprüft und bestätigt die Arbeitsunfähig- 
keit der Person innerhalb von drei Tagen in gleicher Weise wie 
bei seinen eigenen Versicherten und teilt das Ergebnis unverzüg- 
lich dem zuständigen Träger mit. Die Überprüfung erfolgt in glei- 
cher Weise wie bei der Überprüfung der eigenen Versicherten. 

(2) Geht die Arbeitsunfähigkeit über die vorher bescheinigte 
Dauer hinaus, so gilt Absatz 1 entsprechend. 


Artikel 7 

Anspruchsbescheinigung 
für Sachleistungen 

Zum Bezug von Sachleistungen nach den Artikeln 5, 1 5 und 1 6 
des Abkommens hat der Berechtigte dem Träger des Aufenthalts- 
orts eine vom zuständigen Träger ausgestellte Bescheinigung 
vorzu legen. 


4. cikkely 
Az alkalmazandö 

jogszabälyokkal kapcsolatos igazoläs 

(1) Az Egyezmeny 7., 10. es 1 1 . cikkelyei szerinti esetekben a 
szerzödö ällam azon illetekes teherviselöje, amelynek a jog- 
szabälyait alkalmazni keil, az erintett foglalkoztatäsra vonatko- 
zöan igazoläst ällit ki arröl, hogy a munkavällalö es a munkaadö 
ezen jogszabälyok hatälya alä tartoznak. Ezt az egyezmeny 7. es 
1 1 . cikkelye szerinti esetekben egy adott ervenyessegi hatäri- 
dövel keil ellätni. 

(2) Amennyiben a nemet jogszabälyok alkalmazandök, az iga- 
zoläst a betegbiztosftäs azon teherviselöje ällftja ki, amelynek a 
nyugdijbiztositäsi järulekokat fizetik, egyebekben a Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte, Berlin. 

(3) Amennyiben a magyar jogszabälyok alkalmazandök, akkor 
az igazoläst az Orszägos Egeszsegbiztositäsi Penztär ällftja ki. 


5. cikkely 
Fizetesi eljäräs 

A mäsik szerzödö ällam felsegterületen levö ellätäsra jogosult- 
nak järö penzbeli ellätäsok közvetlenül, vagy az összekötö szer- 
vek, illetve az Egyezmeny 36. cikkely 4. bekezdese ertelmeben 
illetekes nemet teherviselök közbeiktatäsäval teljesithetök. 


II. szakasz 

Különleges rendelkezesek 


1 . fejezet 

Egeszsegbiztositäs 


6. cikkely 

A keresökeptelenseg igazoläsa 

(1) A keszpenzellätäsoknak azon szerzödö ällam felseg- 
területen tartözkodäs ideje alatt törtenö felvetele erdekeben, 
amelyen az illetekes teherviselönek nincs szekhelye, az erintett 
szemely ambuläns kezeles eseten a keresökeptelenseg beälltätöl 
szämitott härom napon belül köteles bemutatni a keresökepte- 
lensegere vonatkozö orvosi igazoläst a tartözkodäsi hely teher- 
viselöjenek. A tartözkodäsi hely teherviselöje härom napon belül 
ugyanolyan mödon, mint sajät biztositottjai eseteben ellenörzi es 
igazolja ezen szemely keresökeptelenseget, az eredmenyt pedig 
haladektalanul közli az illetekes teherviselövel. A kontrollvizsgälat 
ugyanolyan mödon törtenik, mint a sajät biztositottak kontroll- 
vizsgälata eseten. 

(2) Az elözetesen igazolt keresökeptelenseg idötartamänak 
meghosszabbodäsa eseten az 1 . bekezdes ertelemszerüen alkal- 
mazandö. 


7. cikkely 

A termeszetbeni ellätäsokra 
jogosultsäg igazoläsa 

Az Egyezmeny 5, 15, es 16. szakaszai ertelmeben nyüjtandö 
termeszetbeni ellätäsok igenybevetelehez a jogosult köteles 
bemutatni a tartözkodäsi hely teherviselöjenek az illetekes teher- 
viselö ältal kiällitott igazoläst. 
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Kapitel 2 

Unfallversicherung 


2. fejezet 
Balesetbiztosltäs 


Artikel 8 

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

Die Bestimmung des Artikels 6 über den Nachweis der Arbeits- 
unfähigkeit gilt entsprechend. 


Artikel 9 

Anspruchsbescheinigung 
für Sachleistungen 

Zum Bezug von Sachleistungen nach den Artikeln 5, 22 und 23 
des Abkommens hat der Berechtigte dem Träger des Aufenthalts- 
orts eine vom zuständigen Träger ausgestellte Bescheinigung 
vorzulegen. 


Artikel 10 

Arbeitsunfallanzeige 

(1) Für die Anzeige des Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) gelten 
die Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, nach denen die Ver- 
sicherung besteht. 

(2) Die Anzeige wird dem zuständigen Träger erstattet. Er 
unterrichtet davon unverzüglich den Träger des Aufenthaltsorts. 
Geht diesem die Anzeige zu, so übersendet er sie unverzüglich 
dem zuständigen Träger. 


Kapitel 3 
Verschiedenes 


Artikel 11 

Umrechnung von Versicherungszeiten 

(1) Bei der Zusammenrechnung für den Leistungsanspruch 
nach den deutschen Rechtsvorschriften aufgrund des Artikels 25 
des Abkommens werden Versicherungszeiten nach den ungari- 
schen Rechtsvorschriften wie folgt berücksichtigt: 

Es entsprechen 

- dreißig Tage einem Monat und 

- dreihundertsechzig Tage zwölf Monaten. 

Dies darf nicht dazu führen, daß als während eines Kalender- 
jahres insgesamt zurückgelegte Versicherungszeiten mehr als 
zwölf Monate berücksichtigt werden. 

(2) Die Tage, die gemäß Absatz 1 einem Teil eines Monats ent- 
sprechen, gelten als ganzer Monat. 


Artikel 12 
Statistiken 

Die nach Artikel 36 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und die zuständigen deutschen Träger nach 
Artikel 36 Absatz 4 des Abkommens erstellen jährlich, jeweils 
nach dem Stand vom 31 . Dezember, Statistiken über die in 
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vorgenommenen 
Rentenzahlungen. Die Angaben sollen sich nach Möglichkeit auf 
Zahl und Gesamtbetrag der nach Rentenarten gegliederten Ren- 
ten und Abfindungen erstrecken. Die Statistiken werden ausge- 
tauscht. 


8. cikkely 

A keresökeptelenseg igazoläsa 

A 6. cikkelynek a keresökeptelenseg igazoläsäröl rendelkeze- 
se ertelemszerüen alkalmazandö. 


9. cikkely 
A termeszetbeni 

ellätäsokra valö jogosultsäg igazoläsa 

Az Egyezmeny 5, 22, es 23. cikkelye ertelmeben nyüjtandö 
termeszetbeni ellätäsok teljesitese celjäböl a jogosult köteles 
bemutatni a tartözkodäsi hely szerinti teherviselönek az illetekes 
teherviselö ältal kiällitott igazoläst. 


10. cikkely 

Az üzemi baleset bejelentese 

(1) Az üzemi baleset (foglalkozäsi betegseg) bejelentesere 
azon szerzödö ällam jogszabälyai ervenyesek, amelyek ertelme- 
ben a biztositäs fennäll. 

(2) A bejelentest az illetekes teherviselö reszere keil megtenni, 
amely haladektalanul köteles erröl ertesiteni a tartözkodäsi hely 
szerinti teherviselöt. Amennyiben a bejelentes ehhez erkezik be, 
ügy ez is köteles azt haladektalanul megküldeni az illetekes 
teherviselönek. 


3. fejezet 

Vegyes rendelkezesek 


11. cikkely 

A biztositäsi idö'k ätszämitäsa 

(1) A nemet jogszabälyoknak megfelelö igenyjogosultsäg 
megällapitäsähoz a biztositäsi idöknek az Egyezmeny 25. cikke- 
lye szerinti egybeszämitäsnäl a magyar jogszabälyok szerinti biz- 
tositäsi idök az aläbbi mödon veendök figyelembe: 

Egymäsnak megfelelö idöszaknak szämit 

harminc nap es egy hönap 

häromszäzhatvan nap es tizenket hönap 

A nevezett szabäly alkalmazäsa nem vezethet oda, hogy az egy 
naptäri evben megszerzett összes biztositäsi idökent több mint 
tizenket hönap kerüljön beszämitäsra. 

(2) Azok a napok, amelyek az 1 . bekezdes ertelmeben resz- 
hönapnak felelnek meg, teljes hönapnak szämitanak. 


12. cikkely 
Statisztikäk 

Az Egyezmeny 36. cikkelye 2. bekezdese ertelmeben felällitott 
összekötö szervek es a 36. cikkely 4. bekezdese ertelmeben 
illetekes nemet teherviselök evente, a december 31 -i ällapot sze- 
rint statisztikäkat keszitenek a mäsik szerzödö ällam felseg- 
területere folyösitott ellätäsokröl. Az adatoknak lehetöseg szerint 
ki keil terjedniük az egyes nyugdijnemek szerint csoportositott 
nyugdijak szämära es ezek teljes összegere, illetve a megvältä- 
sokra. A statisztikäkat a felek kölcsönösen kicserelik. 
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Abschnitt III 
Schlußbestimmung 

Artikel 13 

Inkrafttreten und 
Vereinbarungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem beide 
Vertragsstaaten einander mitgeteilt haben, daß die erforderlichen 
innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 

(2) Diese Vereinbarung ist vom Tag des Inkrafttretens des 
Abkommens an anzuwenden und gilt für dieselbe Dauer. 


Geschehen zu Budapest am 2. Mai 1998 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und in ungarischer Sprache, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist. 


III. szakasz 
Zärörendelkezes 

13. cikkely 

Hatälybalepes es a 
megällapodäs idöbeli hatälya 

(1) Jelen megällapodäs azon a napon lep eletbe, amikor a ket 
szerzödö ällam közölte egymässal, hogy a szükseges belsö elö- 
feltetelek megteremtödtek a hatälybalepeshez. 

(2) A jelen megällapodäs az Egyezmeny hatälybalepesetöl 
kezdve alkalmazandö es idöbeli hatälya is azonos. 


Keszült Budapesten, 1998. mäjus 2-än ket eredeti peldäny- 
ban, nemet, illetve magyar nyelven, mindket szöveg egyaränt 
hiteles. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
A Nemetorszägi Szövetsegi Köztärsasäg Kormänya neveben 
Hasso Buchrucker 
Norbert Blüm 

Für die Republik Ungarn 
A Magyar Köztärsasäg Kormänya neveben 
Mihäly Kökeny 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Das Abkommen regelt in umfassender Weise die 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten im Bereich 
der gesetzlichen Renten-, Kranken- und Unfallversiche- 
rung. Es begründet unter Wahrung des Grundsatzes der 
Gegenseitigkeit Rechte und Pflichten insbesondere von 
Einwohnern beider Staaten in bezug auf die innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit im Rah- 
men des sachlichen Geltungsbereichs des Abkommens. 
Vorgesehen ist u.a. die Gleichbehandlung der beidersei- 
tigen Staatsangehörigen, die Zusammenrechnung deut- 
scher und ungarischer Versicherungszeiten für den Lei- 
stungsanspruch und die uneingeschränkte Rentenzah- 
lung auch bei Aufenthalt im anderen Vertragsstaat. Im 
Bereich der Kranken- und Unfallversicherung werden den 
Versicherten - u.a. auch Touristen - beim Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat Sachleistungen aushilfsweise vom 
dortigen Träger der Kranken- bzw. Unfallversicherung er- 
bracht. 

Mit dem Abkommen wird auch den im Zusammenhang 
mit einer Vielzahl von Petitionen ergangenen Beschlüssen 
des Deutschen Bundestages vom 5. Juni 1997 (Druck- 
sache 13/7665) und vom 25. September 1997 (Druck- 
sache 13/8496) Rechnung getragen. Darin wird u.a. im 
Zusammenhang mit der Beendigung der weiteren Anwen- 
dung des Sozialversicherungsabkommens zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und Ungarn emp- 
fohlen, möglichst rasch ein Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Ungarn 
abzuschließen. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur 
Anwendung des Abkommens erforderlichen Bestimmun- 
gen, die vor allem technischer Art sind. Sie betreffen 
insbesondere Mitteilungspflichten zwischen den Versi- 
cherungsträgern beider Vertragsstaaten, das Ausstellen 
von Bescheinigungen und das Verfahren bei Zahlungen in 
den anderen Vertragsstaat. 


II. Besonderes 

Art i kel 1 des Abkommens erläutert die in den nach- 
folgenden Vorschriften wiederholt verwendeten Begriffe. 
Durch die Definition häufig verwendeter Begriffe soll die 
Anwendung des Abkommens erleichtert werden. 

Artikel 2, der durch N u m mer 1 des Schlußprotokolls 
ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich des 
Abkommens fest, indem er die innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften nennt, auf die sich das Abkommen bezieht. In 
Artikel 2 A b s. 2 ist klargestellt, daß bei Anwendung 
des Abkommens andere Abkommen oder überstaatliche 
Regelungen unberücksichtigt bleiben. Dies gilt nicht, 
wenn diese zwischenstaatlichen Verträge oder das 
überstaatliche Recht Versicherungslastregelungen ent- 
halten. Die Nummer 1 Buchstabe b des Schluß- 
protokolls hat insoweit lediglich deklaratorische Bedeu- 
tung, indem klargestellt wird, daß sog. Eingliederungs- 
abkommen keine Versicherungslastregelungen sind. 


Die unter Nummer 1 Buchstabe a des Schlußpro- 
tokolls getroffene Regelung ergibt sich daraus, daß die 
hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung und die Al- 
terssicherung der Landwirte nicht in die innerstaatlichen 
Vorschriften über die Wanderversicherung einbezogen 
sind. 

Artikel 3 und Nummer 2 des Schlußprotokolls nen- 
nen die Personen, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht auf 
Gleichbehandlung wird auch bestimmten weiteren Perso- 
nengruppen zuerkannt. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 3 des Schluß- 
protokolls ergänzende Regelungen enthalten. Buch- 
stabe c der Bestimmung knüpft für ungarische Staats- 
angehörige mit gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und für Flüchtlinge und 
Staatenlose mit gewöhnlichem Aufenthalt in Ungarn das 
Recht zur freiwilligen Versicherung in der deutschen Ren- 
tenversicherung u.a. an die Voraussetzung einer Vorbei- 
tragszeit von 60 Monaten in der deutschen Rentenversi- 
cherung. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, daß Leistungen auch 
erbracht werden können, wenn sich die leistungsbe- 
rechtigte Person im anderen Vertragsstaat aufhält. Num- 
mer 4 des Schlußprotokolls enthält hierzu ergänzen- 
de Regelungen. Insbesondere bestimmt Nummer 4 
Buchstabe a des Schlußprotokolls, daß Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit aus der deutschen Ren- 
tenversicherung nicht an Berechtigte mit Aufenthalt in 
Ungarn gezahlt werden, wenn bei der Feststellung der 
verminderten Erwerbsfähigkeit nicht nur der Gesund- 
heitszustand des Versicherten, sondern auch die Lage auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt eine Rolle gespielt hat. 

Die Artikel 6 bis 1 1 enthalten Regelungen darüber, wel- 
che Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht bei 
einer Kollision der deutschen und ungarischen Rechts- 
vorschriften anzuwenden sind. Dadurch wird eine Dop- 
pelversicherung vermieden. 

Die Bestimmungen werden durch die Nummer 5 
Buchstabe a des Schlußprotokolls ergänzt. Danach 
finden auf Personen, die den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats in den Bereichen der Renten-, Kranken- 
und Unfallversicherung unterstellt sind, auch dessen 
Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht im 
Bereich der Arbeitslosenversicherung Anwendung. Unter- 
steht eine Person den deutschen Rechtsvorschriften, so 
erstreckt sich diese auch auf den Bereich der Pflegever- 
sicherung. 

Nach Artikel 6 richtet sich die Versicherungspflicht 
grundsätzlich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Beschäftigung aus- 
geübt wird (Territorialitätsprinzip). Die Artikel 7 bis 10, 
die durch die Nummern 6 bis 8 des Schlußprotokolls 
ergänzt werden, regeln bestimmte Fallgruppen. 
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Artikel 11 beruht auf der Erwägung, daß mitunter die 
aufgrund der vorgenannten Vorschriften vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt und läßt eine 
abweichende Bestimmung zu. 

Nach Artikel 12 sind gewisse rechtserhebliche Tat- 
bestände aus dem Bereich des anderen Staates denen im 
Bereich des eigenen Staates gleichgestellt. Mit der Rege- 
lung werden in bestimmtem Umfang Besserstellungen 
des Berechtigten vermieden, die sich aus dem Versiche- 
rungsablauf innerhalb der Systeme beider Staaten erge- 
ben. 

DieArtikel 13 bis 19 sowie die Nummern 10 bis 13 
des Schlußprotokolls enthalten die besonderen Be- 
stimmungen über die Krankenversicherung. 

Art i kel 15 bestimmt, daß die nach den Rechtsvorschrif- 
ten über die Krankenversicherung eines Vertragsstaates 
versicherten Personen unter näher festgelegten Voraus- 
setzungen bei - z.B. vorübergehendem - Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat Sachleistungen erhalten können. 
In Deutschland tätige ungarische Werkvertragsarbeit- 
nehmer sind von dieser Regelung ausgenommen (Num- 
mer 5 Buchstabe e des Schlußprotokolls). 

Nach Artikel 16 werden die Sachleistungen für Perso- 
nen mit Aufenthalt im anderen Vertragsstaat nach dessen 
Rechtsvorschriften von der dortigen Krankenversiche- 
rung erbracht. Die Kosten werden nach Artikel 19 von 
der Krankenversicherung der Person im Herkunftsstaat 
erstattet. 

Artikel 17, ergänzt um die Nummer 12 des 
Schlußprotokolls, bestimmt für Familienangehörige, 
Artikel 18, ergänzt um die Nummer 13 des Schluß- 
protokolls, für Rentner, welcher Krankenversicherung 
- der deutschen oder der ungarischen - sie zuzuordnen 
sind. 

Die Artikel 20 bis 24 und die Nummer 14 des 
Schlußprotokolls enthalten die besonderen Regelungen 
für die Unfallversicherung. Insbesondere bestimmt Arti- 
kel 22, daß Personen - mit Ausnahme der sog. Werkver- 
tagsarbeiternehmer -, die wegen eines Arbeitsunfalls 
oder einer Berufskrankheit Anspruch auf Sachleistungen 
nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats haben, 
diese auch bei Aufenthalt im anderen Vertragsstaat erhal- 
ten. Die Sachleistungen werden nach den Rechtsvor- 
schriften des Aufenthaltsstaats von den dortigen Ver- 
sicherungsträgern erbracht (Artikel 23); nach Arti- 
kel 24 werden die Kosten von der Versicherung der 
betreffenden Person im Herkunftsstaat erstattet. 

Die Artikel 25 bis 27 enthalten die besonderen Rege- 
lungen für die Rentenversicherung. 

Artikel 25 bestimmt, daß Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und ungarischen Rentenversicherung 


zurückgelegt worden sind, für die Erfüllung des Lei- 
stungsanspruchs, also vor allem der Wartezeit, zusam- 
mengerechnet werden. 

Artikel 26, ergänzt um Nummer 16 des Schlußproto- 
kolls, enthält nähere Regelungen für die Anwendung der 
deutschen, Artikel 27 nähere Regelungen für die 
Anwendung der ungarischen Rechtsvorschriften. 

Die Artikel 28 bis 39, ergänzt um Nummer 15 des 
Schlußprotokolls, enthalten die üblichen Regelungen für 
das Zusammenwirken der in den beiden Vertragsstaaten 
mit der Durchführung des Abkommens betrauten Stellen. 

Die Art i kel 40 bis 43 enthalten Übergangs- und Schluß- 
bestimmungen. 

Nach Artikel 1 der Durchführungsverein- 
barung haben die in der Vereinbarung verwendeten 
Begriffe die gleiche Bedeutung wie im Abkommen. 

Nach Artikel 2 obliegt den zuständigen Verbindungs- 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso- 
nen über das Abkommen. 

Art i kel 3 regelt die Verwaltungshilfe der Versicherungs- 
träger und der Verbindungsstellen und schreibt die ge- 
genseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen Tat- 
sachen sowie den Austausch der erforderlichen Beweis- 
mittel vor. 

Artikel 4 regelt Näheres über Bescheinigungen vor 
allem für in den anderen Vertragsstaat entsandte Arbeit- 
nehmer. 

Aufgrund des Art i kel s 5 können Geldleistungen in den 
anderen Vertragsstaat entweder über eine dort befind- 
liche Verbindungsstelle oder unmittelbar an den Empfän- 
ger ausgezahlt werden. 

Die Artikel 6 und 7 enthalten Bestimmungen für die 
Krankenversicherung. 

Artikel 6 regelt die Überprüfung der Arbeitsunfähigkeit, 
wenn Geldleistungen (Krankengeld) bei Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat in Anspruch genommen werden. 

Artikel 7 bestimmt, daß bei der Inanspruchnahme von 
Sachleistungen im anderen Vertragsstaat der Versicherte 
eine Bescheinigung seiner Krankenversicherung vorzu- 
legen hat. 

Die Artikel 8 bis 10 enthalten die besonderen Vor- 
schriften für die Unfallversicherung. 

Artikel 11 bestimmt, in welcher Weise die ungarischen 
Versicherungszeiten bei der Zusammenrechnung für den 
Leistungsanspruch nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten im Bereich der Rentenversicherung umzurechnen 
sind. 

Artikel 12 enthält eine Regelung über den Austausch 
von Statistiken über die in den anderen Vertragsstaat vor- 
genommenen Rentenzahlungen. 

Artikel 13 enthält die üblichen Schlußbestimmungen. 
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